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Lehrkräfte 
entlasten und 
schützen!

Verantwortungs-
voll handeln:
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schon wieder neigt sich ein Jahr dem Ende entgegen. Und 
was für ein Jahr! Ich glaube, kaum jemand von uns wird  
sich an dieses „eigenartige Jahr“ – so habe ich nun schon 
häufiger andere Menschen sprechen hören, wenn sie sich 
über 2020 äußerten – nicht noch lange zurückerinnern. 
Denn wohl für alle war 2020 ein Jahr wie kein anderes 
zuvor: Die Corona-Pandemie bestimmte das Leben nicht nur 
in nicht nur in unseren Schulen, sondern praktisch auf der 
ganzen Welt, egal welchen Beruf man ausübt, egal wo oder 
wie man lebt.

In diesen Tagen sollte eigentlich der Philologentag tur-
nusgemäß stattfinden. Mitglieder und Freunde unseres 
Verbandes kennen und schätzen seit vielen Jahren die tra-
ditionelle „Vertreterversammlung“ (so der offizielle Name) 
des PhVN, die auch 2020 wieder Ende November in Goslar 
stattfinden sollte. Aber auch vor uns macht die Pandemie 
eben nicht halt. Aus diesem Grund ist dieses Jahr das erste 
seit – ja, wenn ich es richtig nachverfolge, sogar seit der 
Gründung unseres Verbands nach dem Zweiten Weltkrieg 
– ohne eine Vertreterversammlung irgendeiner Form. Dass 
wir in diesem Jahr keinen „gewöhnlichen“ Philologentag 
durchführen würden, war uns schon länger klar. Nach 
den Ereignissen des Frühjahrs, den wochenlangen Schul-
schließungen und Wechselszenarien, und später (nach 
einigen Lockerungen) nach den neuen Erfahrungen mit 
Tagungen unter Abstandsgeboten war es unvermeidbar, 
die Versammlung im bekannten Tagungssaal des Hotels 
„Achtermann“ in Goslar abzusagen. Denn die weiterhin 
bestehenden Abstands- und Hygienegebote machten es 
uns unmöglich, die Vertreterversammlung mit ihren rund 
350 Delegierten und Gästen in Goslar wie gewohnt durch-
zuführen: So groß der Tagungssaal auch ist – unter den 
genannten Vorgaben wäre er deutlich zu klein gewesen. 
Als Alternative wären eventuell eine VV in einer Messehalle 
oder unter freiem Himmel möglich gewesen. Aber ein Philo-
logentag in einer riesigen Halle, ohne die Möglichkeit eines 
persönlichen Austauschs? Oder sogar eine Freiluftveranstal-
tung im November?! Das machte alles nicht wirklich Sinn.

Die Gremien des PhVN hatten sich daraufhin geeinigt, die 
VV in diesem Jahr auszusetzen. Damit stehen wir nicht 
allein da; unter anderem sind 2020 die Fußball-EM, der ESC, 
das Wimbledonturnier, das Martinssingen und praktisch 
alle Konzerte, Theateraufführungen und Festivals coron-
abedingt ausgefallen. Satzungstechnisch ist dies auch kein 
Problem, da keine Wahlen anstanden und die Entlastung 
des Vorstands, die nur eine VV erteilen kann, dann eben im 
nächsten Jahr rückwirkend auch für dieses Jahr erfolgen 
muss. Dass nun aber der erneut starke Anstieg der Infek-
tionszahlen auch die als „Ersatzveranstaltung“ geplanten 
Klausurtagungen des Geschäftsführenden Vorstands und 
des Hauptvorstands zunichte machte, ist umso bitterer. 
Denn der Austausch in unseren Gremien konnte in den 
vergangenen 12 Monaten nur sehr bedingt erfolgen, und 
es wären viele wichtige Inhalte zu besprechen gewesen – 
eventuell sogar unter Beteiligung des Ministers bei einem 

Liebe Leserinnen und Leser,

Editorial

Teil der HV-Klausurtagung. Nun muss als Ersatz der Ersatz
veranstaltung eine Videokonferenz herhalten. Besser als 
nichts, aber eben doch kein Ersatz für unser geplantes 
Zusammentreffen, so sehr sich die Videotechnologie in die-
sem „merkwürdigen 2020“ als Ersatz für Präsenzsitzungen 
bewährt hat.

Auch diese Ausgabe unserer Zeitschrift steht aus all diesen 
Gründen wieder stark unter dem Einfluss der aktuellen 
Corona-Lage. Es gibt neue Entwicklungen, neue Erkennt-
nisse und auch neue Ärgernisse im Zusammenhang mit 
der Pandemie. So wurden zum Zeitpunkt der Drucklegung 
die Hilferufe aus den Schulen immer lauter, die sich weit-
gehend schutzlos einer Pandemie gegenüber ausgeliefert 
sehen – in einer Zeit, in der es keinerlei Massenveranstal-
tungen oder selbst private Treffen größerer Art mehr geben 
darf. Außer eben den täglichen Großveranstaltungen in den 
Schulen! Sind Lehrkräfte also „Opferlämmer“ in Krisenzei-
ten, für die keine Schutzmaßnahmen gelten, weil „Schule“ 
eben funktionieren muss, damit auch die Wirtschaft, die 
Pflege- und Krankeneinrichtungen funktionieren können, 
weil die Berufstätigen zur Arbeit gehen und sich nicht um 
den Nachwuchs im „Heimunterricht“ kümmern sollen? 
Und müssen Lehrkräfte doppelt und dreifach arbeiten, wie 
manche „Experten“ populistisch fordern, um alle Kinder in 
der Schule, zu Hause oder in der Betreuung gleichzeitig zu 
betreuen?

Lehrerinnen und Lehrer dürfen in Corona-Zeiten keine 
Sündenböcke für Mängel im Bildungssystem und in 
anderen Bereichen der Gesellschaft sein! Diese wichtige 
Botschaft steht im Zentrum dieser Ausgabe – und wir 
werden nicht lockerlassen, auch für unseren Berufsstand 
die gleichen Rechte und Schutzmaßnahmen einzufordern, 
wie diese für andere wie selbstverständlich vorgesehen 
werden!

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen – trotz aller Widrigkei-
ten – ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein hoffentlich 
besseres neues Jahr 2021. Und: Bleiben Sie gesund.
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geschränkten Regelbetrieb, Schule im Schichtbetrieb oder 
Aufrechterhaltung von Unterricht auch bei Schulschließun-
gen, bedingt nicht nur neue Organisationsformen von Un-
terricht, sondern auch neue didaktische und methodische 
Ansätze. Fernunterricht ist keine Face-to-face-Kommuni-
kation, Unterrichtwegespräche und soziale Kontakte fallen 
weg, und zu Hause sind Schülerinnen und Schüler auf sich 
allein gestellt. Mit dem herkömmlichen im Referendariat 
eintrainierten Stundenaufbau kommt man da nicht weit. 
Man muss mit den technischen Voraussetzungen umgehen 
können, Datenschutzauflagen berücksichtigen und andere 
Formendes Miteinanders und Selbstlernens entwickeln.

Die meisten Schulen und Lehrkräfte haben es, dank eines 
großen persönlichen Einsatzes und deutlich mehr Arbeit, 
überraschend schnell geschafft, sich auf diese Situation 
einzustellen, obwohl es keine Vorbereitung gab. Nicht nur 
Aufgaben bzw. Lernnagebote und Hilfestellungen wurden 
zur Verfügung gestellt, auch Videoschaltungen und neue 
Formen der Teamarbeit, einschließlich Videobotschaften 
auf Youtube,  wurden erprobt, und das nicht etwa nur von 
den jüngeren Lehrkräften. Viele berechtigte Bedenken 
wurden in dieser Situation hintangestellt. Lehrerinnen und 
Lehrer wissen: Schule ist mehr als Unterricht. Es geht immer 
auch um Gemeinschaft und Zusammenhalt.

Was ist in dieser Situation guter Unterricht? Welche didak-
tischen Anforderungen müssen bei Homeschooling und 
Fernunterricht beachtet werden. Hilbert Meyer, Prof. em. für 
Schulpädagogik in Oldenburg, hat sich aktuell mit diesen 
Fragen auseinandergesetzt und Handlungsempfehlungen 
gegeben (s. https://unterrichten.digital/2020/05/07/hil-
bert-meyer-homeschooling/). Bekannt sind bereits seine 

früheren (2004) „10 Merkmale guten Unterrichts“ (s. Info). 
Die seien auch in Corona-Zeiten nicht hinfällig geworden, 
genau wie andere Kriterienkataloge, darauf weist Meyer 
hin, aber manche Kriterien seien trotz „deutlich erschwerter 
Arbeitsbedingungen“ noch wichtiger geworden.

Denn Homeschooling setze basale Fähigkeiten zur Selbst-
steuerung des Lernens voraus, erfordere halbwegs aus-
reichende häusliche Arbeitsbedingungen (Arbeitsplatz, 
Laptop, Unterstützung durch Eltern) sowie die Bereitschaft, 
E-Learning als selbstverständliche Ergänzung des Präsen-
zunterrichts zu akzeptieren.

Hilbert Meyer (s.o.) nennt sechs Punkte, die für ihn die 
Qualität des Homeschoolings ausmachen:

1. 	� Das vor Beginn des Homeschoolings aufgebaute 
Arbeitsbündnis nutzen! (gemeint ist, dass Schüler und 
Lehrer sich als Verantwortungsgemeinschaft verstehen 
müssen, d. Verf.)

2. 	� Mit kognitiv und sozial aktivierenden Aufgabenstellun-
gen arbeiten

3. 	 Selbstreguliertes Lernen stärken.
4. 	 Feedback nehmen und geben.
5. 	� Leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler bevor-

zugen!
6. 	 Den Einsatz von Arbeitsblättern drosseln.

Sicher kann man über alle Punkte diskutieren. Aber eins 
machen sie deutlich – die hohen Erwartungen, die an die 
Lehrpersonen von allen Seiten gerichtet werden. Meyer 
selbst bezeichnet die Qualitätssicherung von Homeschoo-
ling als „Herkulesaufgabe“, „die nicht auf die Schnelle 

Lehrerinnen und Lehrer in Corona-Zeiten – 
Sündenböcke für Mängel im Bildungssystem?
von Horst Audritz

Charakter zeigt sich in der Krise“. Auf dieses Zitat des 
Altbundeskanzlers Helmut Schmidt bin ich gesto-
ßen, als ich bei meinen Zugfahrten nach Hannover 

„DBmobil“, das Oktober-Magazin der Deutschen Bahn, 
durchgeblättert habe. Und im Editorial von Chefredakteur 
Stephan Seiler wurde auch gleich der Bezug zur Schule in 
Corona-Zeiten hergestellt: „Während manche Lehrer positiv 
auffielen, weil sie im Shutdown ihre Schüler mithilfe von 
Videokonferenzen so gut es eben ging unterrichteten, ver-
steckten sich andere Lehrbeamte zu Hause und reduzierten 
ihre berufliche Tätigkeit auf das Versenden von PDFs“.

Kein Wunder, dass ich elektrisiert war, spiegelt doch diese 
gänzlich unvermittelte persönliche „Bemerkung“ eine derzeit 
gehäuft zu beobachtende Form von Lehrerbewertung oder 
sogar „Lehrer-Bashing“ (heftige bis herabsetzende Kritik) wider.

Ein trauriger Höhepunkt des öffentlichen Umgangs mit 
Lehrkräften ist mit der Polizei-Werbung in Nordrhein-West-
falen erreicht. Dort ist für polizeilichen Nachwuchs bei Abi-
turienten mit dem Spruch „Mehr Spezialkräfte als im Lehr-
erzimmer“ geworben worden, wohlgemerkt vom Land als 
Dienstherrn für Polizisten und Lehrer. Unüberlegt oder fahr-
lässig wird so die fachliche Qualifikation von Lehrkräften für 
Werbezwecke in Zweifel gezogen, unerträglich in einer Zeit 
der Belastungen durch die Pandemie, in der Schulen und 
Lehrkräfte eine Fülle zusätzlicher Aufgaben schultern und 
auf die Unterstützung der Öffentlichkeit angewiesen sind. 
Schwarze Schafe gibt es in jedem Beruf, aber bis auf diese 
Ausnahmen tun die Lehrkräfte alles Mögliche, um einen 
regelmäßigen Schulbetrieb zu gewährleisten. Das päda-
gogische Ethos ist für uns Verpflichtung, nicht die eigenen 
persönlichen Interessen in den Vordergrund zu stellen.

Überzogene Erwartungen: Lehrkräfte als 
Krisenmanager und Garanten für schulischen Erfolg 
Gerade in diesen Krisenzeiten zeigen die Lehrkräfte Charak-
ter. Quarantäne, Homeoffice und Schulschließungen bedeu-
ten nicht, dass Lehrkräfte auf der faulen Haut liegen und 
zusätzliche Freizeit haben. Ganz im Gegenteil, der Unter-
richt geht weiter, nur in veränderter Form. Zur Vorbereitung 
des Präsenzunterrichts kommen neue Formen des Fernun-
terrichts, die Einarbeitung in digitale Unterstützungssys-
teme und ausgeweitete Formen der Kommunikation mit 
Schülerinnen und Schülern, mit Kolleginnen und Kollegen 
sowie Eltern. 

Allein der Leitfaden des Niedersächsischen Kultusministeri
ums „Schule in Corona-Zeiten 2.0“ listet eine Fülle von 
„Aufgaben für Lehrkräfte im Homeoffice“ auf:
•	 „die Erstellung von Unterrichtsmaterialien,
•	 die Durchführung von Videokonferenzen,
•	 �die Betreuung und Beschulung von Schülerinnen und 

Schülern im Distanzlernen,
•	 die Korrektur von Schülerarbeiten (inkl. Feedback),
•	 die Erarbeitung von Konzepten,
•	 �die Vorbereitung von Konferenzen, Dienstbesprechungen 

u.ä.,
•	 die Beratung von Erziehungsberechtigten,
•	 �ggf. Klausur- und Prüfungsaufsichten, insbesondere 

als Einzelbetreuung für vulnerable Schülerinnen und 
Schüler.“

Und fast täglich müssen neue Erlasse bzw. Anweisungen 
des Kultusministeriums zur Kenntnis genommen werden.

Unterricht, Beratung und Homeschooling, das sind drei Jobs 
geworden, die oft den Zeitrahmen einer „normalen“ Arbeit-
nehmertätigkeit sprengen. Telefonanrufe und E-Mail-Ver-
kehr, Recherchen im Internet und neue Aufgabenformate 
sind nicht im Rahmen eines Acht-Stunden-Tags zu bewäl
tigen, zumal nicht von Lehrkräften, die 6 bis 8 Klassen 
bzw. Kurse unterrichten müssen, ganz zu schweigen von 
Korrekturen und Rückmeldungen, die zu allen individuel-
len Leistungen erwartet werden. Unterrichtsausfall soll 
von den Lehrkräften kompensiert werden, die individuelle 
Förderung soll auch im Homeschooling gewährleistet sein, 
und selbstverständlich sind auch technische Probleme von 
der Schule zu lösen.

Schule und Lehrer sind für viele zu Dienstleistern geworden, 
die alles richten sollen, sie sind zum Reparaturbetrieb für 
gesellschaftliche Krisen und Verwerfungen geworden. Die 
Stimmung in den Kollegien ist angespannt, denn dieser Er-
wartungsdruck führt zwangsläufig zur Überforderung und 
auch zur Selbstausbeutung. Denn es mangelt an Personal, 
es mangelt an der technischen Ausstattung der Schulen 
und Elternhäuser, es mangelt an Unterstützungssystemen 
und Entlastungsmöglichkeiten. 

Für diese Defizite im System stellen dann Eltern laut Um-
fragen den Schulen ein vernichtendes Zeugnis für ihr Coro-
na-Krisenmanagement aus.  Was können aber Schule und 
Lehrer dafür, wenn Geräteausstattung, Internetanbindung 
und digitale Unterrichtsinhalte nicht ausreichend vorhanden 
sind? Die notwendige Digitalisierung der Schulen ist schließ-
lich von Bund, Ländern und Schulträgern nicht mit der gebo-
tenen Geschwindigkeit vorangetrieben worden. Zudem fehlt 
es seit Jahren an zielgerichteten Fortbildungen in ausrei-
chender Anzahl für die neue Art des „digitalen Unterrichts“.

Qualitätskriterien für Unterricht im Zeichen der Pan-
demie – Didaktische Ansprüche an Homeschooling 
und Fernunterricht
Im Zeichen der Pandemie sehen sich Schulen und Lehrkräfte 
vor ganz neue Herausforderungen gestellt.  Schule im ein 

Schwerpunktthema: Sündenbock Lehrer
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Erfolg durch Bildung 

Gute Schule in Europa

©
 fr

es
hi

de
a 

– 
Fo

to
lia

.co
m

©
 C

an
dy

Bo
x 

Im
ag

es
 –

 Fo
to

lia
.co

m

Niedersachsen hält zusammen

Krisen des Ausmaßes von Pandemien gefährden den 
staatlichen und gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Solche Krisen können nur überwunden werden, 

wenn jeder Einzelne bereit ist, Mitverantwortung zu über-
nehmen und seinen Beitrag für die Gemeinschaft zu leisten.

„Niedersachsen hält zusammen“ ist ein Bündnis, das diesen 
Anspruch eindrucksvoll zum Ausdruck bringt und zivilgesell-
schaftliches Engagement einfordert. Wir unterstützen aus-
drücklich die Grundwerte des Bündnisses und den partei
übergreifenden Politikansatz.

Der Philologenverband Niedersachsen setzt sich für ein 
leistungsfähiges Schulwesen und eine Verbesserung der 
beruflichen und wirtschaftlichen Situation seiner Mitglie-
der ein. Der Philologenverband ist weltanschaulich neutral, 

überkonfessionell und nicht parteigebunden. Als Bildungs-
verband streben wir die bestmögliche individuelle Förde-
rung der Schülerinnen und Schüler an.

Gute Bildung ist der wichtigste Rohstoff unseres Landes, 
gute Bildung darf nicht an eingeschränkten finanziellen 
Mitteln oder sozialen Belastungen scheitern. Deshalb müs-
sen Bildungsausgaben Priorität haben und Integration und 
Inklusion gestärkt werden.

Wer bildet, der stärkt den sozialen Zusammenhalt. Die Lehr-
kräfte in Niedersachsen tun ihr Möglichstes, um regelmäßigen 
Unterricht auch in Krisensituationen zu gewährleisten. Bildung 
fördert Selbstständigkeit und demokratische Teilhabe. Wir wol-
len nicht, dass in Zeiten der Pandemie die Schulgemeinschaft 
in Corona-Gewinner und Corona-Verlierer zerfällt.

umgesetzt werden kann, sondern viel Engagement, didak-
tisch-methodische Phantasie und die Ausschärfung unserer 
Qualitätskriterien für die Arbeit mit digitalen Medien erfor-
dert.“ (s.o.)

Kritik ist gut, Anerkennung und Unterstützung sind 
besser
Tatsache ist, dass die Corona-Krise unser Bildungssystem vor 
eine Zerreißprobe stellt. Das deutsche Bildungssystem habe 
während der Corona-Krise kollektiv versagt, so der über-
wiegende Eindruck der Eltern. Der Ruf nach grundlegenden 
Reformen wird lauter, vor allem seitens der Bildungs- und 
Medienkonzerne, die ihre Chance auf Einfluss wittern. 
Schließlich befürworten die meisten Eltern Homeschooling 
und mehr digitales Lernen. Einer Mehrheit der Bevölkerung 
ist es wichtig, die Digitalisierung der Schulen schnell voran-
zutreiben, Lernmittel und Lehrpläne zu modernisieren und 
Lehrer weiterzubilden. Das Fach Informatik hat einen nicht 
mehr wegzudenkenden Stellenwert bekommen. In der Krise 
geht den meisten alles nicht schnell genug.

70 Prozent der Eltern haben nach neuesten Umfragen aber 
auch festgestellt, dass das Homeschooling mehr Nachteile 
als Vorteile mit sich bringt, nur 5 Prozent sehen eindeutig 
Vorteile. Zudem sind über 76 Prozent der Meinung, dass 
ihre Kinder durch Homeschooling eher schlechtere Zu-
kunftschancen haben. Nur etwa 13 Prozent sehen mehr 
Vorteile durch das Homeschooling (https://www.focus.de/
familie/eltern/familie-heute/exklusive-umfrage-fuer-focus-
online-und-netmoms-grosse-homeschooling-diagnose-
eltern-stellen-schulen-verheerendes-corona-zeugnis-
aus_id_12489383.html: Ergebnisse einer Umfrage des 
Meinungsforschungsinstituts Civey von 1500 repräsentativ 
ausgewählten Eltern mit schulpflichtigen Kindern zu ihren 
Erfahrungen während des Homeschoolings vom 10. bis zum 
21. September 2020).

Kritik an den Bildungsverhältnissen in Deutschland ist nicht 
neu und mehr als berechtigt. Sie hat unter dem Zeichen 
der Pandemie aber eine neue Dimension erreicht, die auch 
Grundsätzliches in Frage stellt. Schulformen, Abschlüsse, 
Notengebung, Unterrichtsmethoden, Lehrerbildung und 
vieles mehr. Vehikel für Reformen ist die Digitalisierung, die 
jedoch kein Ersatz für persönlichen, lehrergeleiteten Präsen-
zunterricht sein kann. Nichts gegen digitale Unterstützung, 
wenn das oben Genannte gewahrt bleibt. Frei nach dem 
Bildungsforscher Hattie: Auf den Lehrer (gemeint ist natür-
lich auch immer die Lehrerin) kommt es an.

Lehrer sind verantwortlich für den Unterricht, nicht für die 
Rahmenbedingungen. Es ist tröstlich, dass den meisten Eltern 
das auch bewusst ist und sie mehr Unterstützung einfordern. 
Das war schon vor Corona so, denn im engeren Sinne sind 
gerade Eltern und Lehrer natürliche Verbündete. Eine entspre-
chende Äußerung einer Mutter mag das beispielhaft belegen:

„Den Lehrern dieses Landes sollte mehr Unterstützung 
zukommen: von den Eltern, die einsehen müssen, das ihr 
Kind nicht der hochintelligente Engel ist; von der Politik, die 
nicht alles (z.B. Inklusion) ungefiltert den Schulen aufhalsen 

kann, ohne entsprechende Strategien mitzuliefern; von der 
Gesellschaft, die den Lehrern für ihr Tun Respekt und An-
erkennung zollen sollte, statt immer nur zu meckern. Auch 
bei Lehrern gilt das System der positiven Verstärkung, nicht 
nur bei Schülern und Hunden!“ (https://www.t-online.de/
leben/familie/schulkind-und-jugendliche/id_54566698/
bashing-gegen-lehrer-unberechtigt.html).

Die Kompetenz der Lehrkräfte verdient Vertrauen!
So bleibt abschließend nur zu sagen: In diesen schwierigen 
Zeiten wäre trotzdem etwas mehr Gelassenheit ange-
bracht. Die Lehrkräfte tun ihr Bestes, aber sie können nicht 
alle Mängel richten und es jedem recht machen. Eltern, 
Schüler, Politik, Wirtschaft und Gesellschaft könnten ruhig 
mehr Vertrauen in die Kompetenzen der Lehrkräfte setzen. 
Gut ausgebildete und fortgebildete Lehrkräfte sind das 
Fundament eines funktionierenden Bildungssystems!

Schwerpunktthema: Sündenbock Lehrer

Hilbert Meyer: Zehn Merkmale 
guten Unterrichts
1.	� Klare Strukturierung des Unterrichts (Prozess-, Ziel- 

und Inhaltsklarheit; Rollenklarheit, Absprache von 
Regeln, Ritualen und Freiräumen)

2.	� Hoher Anteil echter Lernzeit (durch gutes Zeitma-
nagement, Pünktlichkeit; Auslagerung von Organisa-
tionskram; Rhythmisierung des Tagesablaufs)

3.	� Lernförderliches Klima (durch gegenseitigen Res-
pekt, verlässlich eingehaltene Regeln, Verantwor-
tungsübernahme, Gerechtigkeit und Fürsorge)

4.	� inhaltliche Klarheit (durch Verständlichkeit der 
Aufgabenstellung, Monitoring des Lernverlaufs, 
Plausibilität des thematischen Gangs, Klarheit und 
Verbindlichkeit der Ergebnissicherung)

5.	� Sinnstiftendes Kommunizieren (durch Planungs-
beteiligung, Gesprächskultur, Schülerkonferenzen, 
Lerntagebücher und Schülerfeedback)

6.	� Methodenvielfalt (Reichtum an Inszenierungstech-
niken; Vielfalt der Handlungsmuster; Variabilität der 
Verlaufsformen und Ausbalancierung der methodi-
schen Großformen)

7.	� individuelles Fördern (durch Freiräume, Geduld und 
Zeit; durch innere Differenzierung und Integration; 
durch individuelle Lernstandsanalysen und abge-
stimmte Förderpläne; besondere Förderung von 
Schülern aus Risikogruppen)

8.	� Intelligentes Üben (durch Bewusstmachen von Lern-
strategien, Passgenauigkeit der Übungsaufgaben, 
methodische Variation und Anwendungsbezüge)

9.	� Klare Leistungserwartungen (durch Passung und 
Transparenz) und klare Rückmeldungen (gerecht 
und zügig)

10.	� Vorbereitete Umgebung (= verlässliche Ordnung, 
geschickte Raumregie, Bewegungsmöglichkeiten 
und Ästhetik der Raumgestaltung)

www.staff.uni-oldenburg.de/hilbert.meyer/9290.html, 15.10.2020
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Wir brauchen Lehrerinnen und Lehrer mit Mut
Von Horst Audritz

Mit einer Schweigeminute haben am Montag in 
Frankreich alle Schulen dem unfassbaren Mord 
am Lehrer Samuel Paty gedacht. Aber nicht nur in 

Frankreich, in ganz Europa und auch in Deutschland haben 
sich die Schulen dem Gedenken angeschlossen und ihre 
Solidarität mit Frankreich betont. 

Samuel Paty ist nicht als Individuum ermordet worden, er 
ist als Repräsentant einer staatlichen Ordnung ermordet 
worden, deren höchste Werte Freiheit, Gleichheit und Brü-
derlichkeit sind. Er ist ermordet worden, weil er diese Werte 
gelebt hat und einen Bildungsauftrag ausgefüllt hat, der 
keine absolutistischen religiösen Gesetze über den verfas-
sungsrechtlichen Normen duldet. Demokratische Verfas-
sungen sind die Grundlage des Zusammenlebens, nicht 
religiöse Doktrin oder Ideologien.

Wir haben deshalb als Philologenverband Niedersachsen 
nicht nur zu einer Gedenkminute aufgerufen, weil die fran-
zösische Regierung um ein Zeichen der Solidarität gebeten 
hat, sondern weil wir ein Zeichen gegen die Gefährdung von 
elementaren Menschen- und Grundrechten setzen müs-
sen. Unsere Presseerklärung ist auch nach Eragny-sur-Oise, 
Wohnort von Samuel Paty, weitergeleitet worden. Die Erklä-
rung fand in den Kollegien der Schulen in Eragny und Con-
flans-Sainte-Honorine ein überaus positives Echo.  

Die Gefährdung von Grundrechten betrifft alle demokra-
tischen Staaten, sie betrifft auch unsere grundgesetzliche 
Ordnung. Niemand darf sich über den Artikel 1 unseres 
Grundgesetzes stellen: „Die Würde des Menschen ist un-

antastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt.“ Unsere staatliche Ordnung, 
unser Verfassungskern, verdient Respekt und besonderen 
Schutz. Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Sozialstaatlichkeit 
und bundesstaatliche Ordnung sind unantastbare Werte. 
„Gegen jeden, der es unternimmt, diese staatliche Ord-
nung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum 
Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist“ (Art. 
20 GG). Das klingt hochgegriffen, ist aber ein notwendiges 
Bekenntnis, das uns angesichts der Hintergründe solcher 
Terrorakte – die Ausführenden sind nur Exponenten einer 
fundamentalistischen Ideologie – mahnt, unsere Grund-
werte zu verteidigen. Wir haben in der deutschen Geschich-
te erlebt, wohin es führen kann, wenn Feinden der Freiheit 
zugestanden wird, Freiheitsrechte vermeintlich demokra-
tisch abzuschaffen. Was wir brauchen, ist eine Wertediskus-
sion, was wir brauchen, ist eine aktive Verteidigung unserer 
Grundwerte, was wir brauchen, sind mutige Lehrerinnen 
und Lehrer, die, ohne Angst haben zu müssen, die Werte des 
Grundgesetzes und unserer Schulgesetze vermitteln. Das 
hat Samuel Paty in diesem Sinne in Frankreich getan, dafür 
ist er getötet worden. Sein Tod darf nicht vergebens sein. 
Samuel Paty muss als Lehrer, der sich dem Geiste der Auf-
klärung verpflichtet fühlte, ein Vorbild für uns bleiben. 

Die Schweigeminute ist ein Zeichen, ein wichtiges Zeichen, 
dass wir uns Einschüchterung nicht beugen wollen, dass 
wir zu einer wertgebundenen demokratischen Erziehung 
stehen und dass die gesellschaftliche Mehrheit gegen 
Terror und Gewalt aufsteht. Dafür gebührt allen, die Anteil-
nahme gezeigt haben, unser besonderer Dank.

Schwerpunktthema: Sündenbock Lehrer

Gedenkminute als Zeichen gegen Gewalt, 
religiösen Fanatismus und Intoleranz
Verteidigung demokratischer und rechtsstaatlicher Grundwerte 
bleibt gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Statement des Philologenverbandes am 23. Oktober 2020

Der Vorsitzende des Philologenverbandes, Horst Au-
dritz, forderte nach dem heimtückischen Mord an 
dem französischen Lehrer Samuel Paty zu Beginn 

des Unterrichts nach den Herbstferien eine Gedenkminute 
an den niedersächsischen Schulen. „Mit Trauer und Entset-
zen haben Lehrerinnen und Lehrer auf den abscheulichen 
Anschlag auf den französischen Kollegen reagiert. Wir trau-
ern mit Ihnen. Unser Mitgefühl gilt besonders der Familie 
und den Angehörigen von Samuel Paty.

Wir empfinden durch diese Tat nicht nur das friedliche 
gesellschaftliche Miteinander in Gefahr, sondern sehen 
auch die Meinungsfreiheit und die Freiheit der Lehre 
bedroht. Dieser Mord ist ein Warnzeichen. Samuel Paty 
hat nur seine Pflicht ausgeübt, einen Bildungsauftrag, der 
sich an den Werten der Gerechtigkeit, der Solidarität und 
Toleranz, der Gleichberechtigung, der Völkerverständi-
gung orientiert. Schülerinnen und Schüler müssen in den 
öffentlichen Schulen ohne Unterschied des Bekenntnisses 
und der Weltanschauung gemeinsam erzogen und unter-
richtet werden, hier darf es keine Kompromisse zugunsten 
Einzelner geben.

Als Gesellschaft müssen wir unmissverständlich klarstellen: 
Wer diesen Werten verpflichtet ist, darf nicht Angst um sein 
Leben haben. Wir müssen unsere Lehrkräfte besser schützen 
und unsere demokratischen Grundrechte aktiv verteidigen. 
Nur eine wehrhafte Demokratie ist eine Demokratie, die auf 
Dauer Bestand hat.

Deshalb erklären wir den französischen Kolleginnen und 
Kollegen und dem französischen Volk unsere uneinge-
schränkte Solidarität und fordern ein deutliches Signal 
dafür, dass man nicht einfach zur Tagesordnung übergehen 
kann. Der Schulstart nach den Herbstferien wurde daher 
Anlass, an allen Schulen den Unterricht mit einer Gedenk-
minute zu beginnen, um die Lehrkräfte bei ihrer freiheit
lichen und demokratischen Werteerziehung im Unterricht 
zu stärken. 

Der anschließende Unterricht bot auf diese Weise Gelegen-
heit, die auch hierzulande stattfindenden vielfältigen An-
griffe – insbesondere politisch und religiös motiviert – auf 
Lehrkräfte zu thematisieren.“
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schworene Szenario C – kaum jemand möchte. Zwar gibt 
es einzelne Stimmen, gerade in letzter Zeit, die durchaus 
verbittert fragen, warum denn vorübergehende Schließun-
gen und Kontaktbeschränkungen für fast alle Bereiche des 
öffentlichen Lebens, in denen sich Gruppen treffen, gelten 
sollen – für Schulen aber nicht. Dies ist in der Tat die Frage, 
die sich vor dem Hintergrund gerade auch das Schwer-
punktthemas dieser Ausgabe stellt. Trotz allem aber ist die 
überwiegende Mehrheit der Lehrkräfte nach wie vor dafür, 
den Unterricht in Präsenz in Szenario A oder B aufrecht und 
die Schulen geöffnet zu halten. Stand Anfang November 
müssen allerdings erste Schulen wieder schließen, weil zum 
Teil ganze Schulleitungen, bedienstete wie Hausmeister 
und Sekretärinnen oder Lehrerkollegien in Quarantäne sind. 
Es ist zu befürchten, dass diese Entwicklung noch an Dyna-
mik gewinnen wird.

Das im Leitartikel unseres Vorsitzenden thematisierte „Ein-
dreschen“ auf die Lehrkräfte erlebt leider gerade in diesen 
Krisenzeiten eine unerfreuliche, zudem auch unangemes-
sene Renaissance. Einige Beispiele: Vor einigen Wochen 
forderten „Bildungsexperten“ öffentlich den Wechselun-
terricht in allen Lerngruppen vor- und nachmittags. Dabei 
war nicht die Kombination von Präsenz- und Fernunterricht 
gemeint, sondern eine Aufteilung aller Lerngruppen in eine 
Vormittags- und eine Nachmittagsgruppe. Für die Lehr-
kräfte würde dieses Modell also eine Verdopplung ihrer 
Unterrichtsstunden bedeuten. Das sei ja nicht so schlimm, 
meinten dazu einige dieser „Experten“, dann müssten die 
Lehrkräfte eben mal richtig arbeiten (nachzulesen unter 
anderem auf tagesschau.de). In Gesprächen bekommt man 
zu hören, wir Lehrer sollten uns mal bitte nicht so anstellen, 
immerhin wäre unser Arbeitsplatz ja sicher, außerdem hät-
ten wir ja im Frühjahr monatelang bezahlte Ferien gehabt. 
Und wiederum andere Kommentare in diversen Medien, 
oder auch von Elternseite, fordern eine Art eins-zu-eins-Be-
treuung, sprich, die Lehrkräfte sollten die Schülerinnen und 
Schüler, die zu Hause sind, persönlich aufsuchen und den 
Unterrichtsstoff mit ihnen nachholen. Was dies für Zeitres-
sourcen erfordert, scheint dabei keinerlei Rolle zu spielen.

Von Schulleitungen angeordnete Verstöße gegen die 
DSGVO?
Und nicht zuletzt: Einzelne Schulen haben ihre Lehrkräfte 
dazu aufgefordert, ihren Unterricht live im Internet, zum 
Beispiel über ISerV, zu übertragen (!), damit den Schülern, 
die sich im Fernunterricht befinden, weil sie einer vulner-
ablen Gruppe angehören, keine Sekunde des Präsenzunter-
richts entgeht. Ob Schulleiter, die so etwas anordnen, schon 
einmal etwas von der DSGVO, von Rechten am eigenen Bild 
und eigenen Ton sowie vom Schutz der eigenen Persön-
lichkeit gehört haben? Hier sind die Stufenpersonalräte 
sehr hellhörig geworden, denn eine Liveübertragung von 
Unterricht ist in mehrerlei Hinsicht äußerst problematisch, 
bzw. in den meisten Fällen gar nicht zulässig. Denn neben 
der Tatsache, dass sich die Lehrkraft öffentlich macht und 
damit auch jede ihrer Äußerungen aufgenommen und ggf. 
angegriffen werden kann, dürften dann nämlich auch Schü-
leräußerungen aufgrund des Datenschutzes nicht hör- oder 
sichtbar sein, solange keine ausdrückliche schriftliche Ein-

verständniserklärung für jede Stunde und jedes Arbeitser-
gebnis vorliegt. Ähnlich verhält es sich auch mit Videokon-
ferenzen: keine Lehrkraft kann gezwungen werden, sich z.B. 
aus der Privatwohnung heraus oder aber im Klassenzimmer 
online mit den Schülern zu vernetzen – es kann immer nur 
ein freiwilliges Angebot sein. 

Solche Forderungen nach einer Art „öffentlichen Lehrkraft“ 
zeigen die Sonderrolle der Schulen ebenso wie die Tatsache, 
dass Schulen weiterhin geöffnet bleiben, während Restau-
rants, Bars, Hotels, Kultur- und Sportstätten sowie selbst 
die Innenstädte geschlossen bleiben, bzw. nur noch mit 
Maske und Abstandsregeln betreten werden dürfen. Hier 
darf und muss dann aber die Frage gestellt werden, warum 
im Raum Schule all diese Abstands- und Schutzregeln nicht 
gelten sollen! Dass Schülerinnen und Schüler per se keine 
Infektionsüberträger sind, hat die Wissenschaft inzwischen 
widerlegt; zumindest steigt das Infektionsrisiko, je älter die 
Schüler sind. Zudem zeigen junge Menschen mitunter keine 
oder kaum Inzidenzen einer Infektion, können aber dennoch 
als Überträger wirken. Wo bleibt also der Schutz für die an 
Schule tätigen Personen? 

Schülerbeförderung – Kohortenprinzip ad absurdum
Denn selbst wenn wir das „Kohortenprinzip“ als Schutzmit-
tel gegen Infektionsketten betrachten, so bleibt doch frag-
lich, ob dieses wirklich greift. Sicher, die Schulen tun alles, 
um die Schülerinnen und Schüler in „ihren“ Kohorten zu be-
halten (versetzte Unterrichts- und Pausenzeiten, Aufteilung 
des Schulgeländes in Aufenthaltsbereiche, Einbahnstraßen-
regelungen usw.). Dann aber kommen die Lehrkräfte dazu 
– und wechseln munter von einer Kohorte in die andere. 

Das alles ist aber gar nicht so wichtig, bis die Schülerbe-
förderung im öffentlichen Nahverkehr dazukommt. Denn 
was man da in diesen Krisenzeiten so sieht und erlebt, das 
verschlägt einem dann doch oftmals die Sprache: Gedrän-
ge an den Haltestellen. Überfüllte Schulbusse und S- oder 
U-Bahnen (oftmals sind diese sogar voller als zuvor, weil in 
vielen Bussen der Fahrerbereich abgeschottet wurde oder 
sogar Fahrpläne ausgedünnt wurden. So fuhr zum Beispiel 
die S-Bahn Hannover in den Hochzeiten der Pandemie im 
Frühjahr auf manchen Strecken statt mit drei Wagenpaaren 
pro Stunde mit einem einzigen Wagenteil jede Stunde. Die 
Folge waren hoffnungslos überfüllte Züge, die jedem In-
fektionsschutz spotteten…). Mangelnde Bereitschaft, mehr 
Busse oder zeitlich versetzte Zusatzfahrten anzubieten. 
Zudem noch Busausfälle ohne Ersatzleistung.

Von derartigen Zuständen wird uns landesweit berichtet. 
Es ist schwer zu glauben, was hier passiert und lässt einen 
wütend zurück. Dabei bieten überall private Anbieter an, ihre 
Busse, die seit Beginn der Pandemie weitgehend ungenutzt 
im Depot abgestellt sind, als Zusatzfahrzeuge fahren zu 
lassen. Busfahrer in Kurzarbeit würden zudem wieder voll 
arbeiten können. In NRW ist dies gang und gäbe, in manchen 
Landesteilen Niedersachsens wurden inzwischen Reise-
busse als Verstärkung eingesetzt. Von den meisten Schul-
trägern hagelt es aber Ablehnung. Die Busse hätten keine 
„Halt“-Knöpfe, heißt eine „kreative“ Begründung. Oder: Die 

Schwerpunktthema: Sündenbock Lehrer

Schule in Corona-Zeiten: Anspruch und Wirklichkeit
Deutschland macht dicht – wo bleibt die Fürsorge des Dienstherrn für 
seine Lehrkräfte?

Von Cord Wilhelm Kiel

Mit Beginn des Monats November hat Deutschland 
ein zweites Mal angesichts der Corona-Pande-
mie „dichtgemacht“. „Lockdown light“ heißt es 

– wieder mal ein englisches Wort falsch benutzend, denn 
einen „Lockdown“, also eine komplette Ausgangssperre, hat 
es im Frühjahr gar nicht gegeben –, wobei mit dem „light“ 
unter anderem gemeint ist, dass Schulen und Kitas dieses 
Mal nicht schließen. Zumindest vorerst nicht (Stand Anfang 
November), obwohl allerorten die Zahlen der Corona-Infi-
zierten drastisch steigen.

In den Lehrerkollegien werden die Entwicklungen der letz-
ten Wochen sehr unterschiedlich aufgenommen. Es wird 
viel diskutiert – wenn man sich denn einmal in Lehrerzim-
mern, die so leer wie selten sind (zusätzliche Aufsichten 
aufgrund zeitversetzter Pausen laut Kohortenprinzip, 
vereinzelter Rückzug mancher Kollegen aus dem Lehrer
zimmer), trifft. Etwa die Hälfte der Kolleginnen und Kolle-
gen wünscht eine Beibehaltung des „vollen“ Präsenzunter-
richts – trotz wie bisher oftmals viel zu großer Lerngruppen 
in kleinen Räumen. In etwa die andere Hälfte möchte eine 
Rückkehr zum Unterricht in halber Stärke, jetzt Szenario B 
genannt, und damit eine Mischung aus Präsenz- und Fer-
nunterricht. Auch innerhalb der Schülerschaft gibt es, so 
nehme ich es zumindest wahr, diese geteilte Meinungslage. 

Zahlreiche Gespräche in den letzten Wochen auf (Bezirks-)
Personalratsebene und in diversen Gremien unseres Ver-
bandes scheinen diese Einschätzung zu bestätigen.

Sehr stark gehen auch die Meinungen bezüglich einer 
generellen Maskenpflicht im Unterricht auseinander. 
Während viele die Maske als notwendiges Übel zur Vermin-
derung der Infektionszahlen. erachten, sehen andere das 
Tragen einer Maske über Stunden, gerade für Kinder und 
Lehrkräfte, die im Unterricht viel sprechen müssen, als un-
zumutbar an. Fakt dürfte sein, dass sich für Lehrkräfte eine 
Unterrichtsmethodik mit hohen eigenen Sprechanteilen 
unter einer Maske als schwierig darstellt. Da die Masken 
beim Sprechen feucht werden, müssten sie in diesem Fall 
permanent gewechselt werden, um weiterhin ihre Funktion 
zu behalten. Einzelne Kollegen und Kolleginnen berichten, 
dass sie aus diesem Grund zu einer Art „Präsenzunterricht 
in Stillarbeitsphasen“ oder zu einem vermehrten Stationen-
lernen übergangen sind – eben um das Sprechen durch die 
Maske, das zudem oft undeutlich zu verstehen ist, durch 
alternative Arbeitsformen zu ersetzen. 

Möglichst keine Schulschließungen
Immerhin lässt sich feststellen, dass die Schließung der 
Schulen und kompletten Fernunterricht – das vielbe-
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Verantwortung für Unterrichtssicherung ja – 
Verzicht auf besten Infektionsschutz nein
Statement zur Situation in den Schulen im 2. Lockdown von Horst Audritz

Dieser neue Lockdown war vorherzusehen: Die 
zweite Welle der Pandemie hat unser Land voll 
erfasst, die Lage ist mehr als ernst. Deshalb ist es 

richtig, mit allen Mitteln – auch dem eines modifizierten 
„Wellenbrechers”– gegen die gesamtgesellschaftlich be-
drohliche Ausbreitung des Virus vorzugehen.

Von einschneidenden Maßnahmen dürfen die Schulen 
nicht ausgenommen werden, im Gegenteil, länderüber-
greifende Regelungen sind zwingend notwendig. Im 
neuesten Beschluss zwischen Bund und Ländern zur Be-
kämpfung der Pandemie steht aber lediglich, dass Schulen 
und Kindergärten offenbleiben sollen und die Länder über 
die erforderlichen Schutzmaßnahmen entscheiden. Das 
ist entschieden zu wenig und bleibt viel zu vage. Es klingt 
fast so, als wären Schulen vom Infektionsgeschehen abge-
koppelt.

In dieser bedrohlichen Situation müssen auch in den 
Schulen einheitliche und verbindliche Maßnahmen gelten, 
statt auf Eigenverantwortung zu vertrauen. Eine weitere 
Verunsicherung bei Lehrkräften, Schülerinnen und Schü-
lern sowie Eltern darf es nicht geben. Regeln müssen 
klar, einheitlich, verhältnismäßig und unmissverständlich 
sein: Dazu gehören eine konsequente Maskenpflicht, 
Kontaktbeschränkungen (Abstandsregeln) auch im 
Klassenzimmer und die sofortige Beschaffung zusätz
licher Schutzeinrichtungen sowie die Prüfung alternativer 
Belüftungskonzepte.

Das Niedersächsische Kultusministerium hat in diesem 
Sinne klare Bedingungen für das Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung und den Übergang einer Schule in das 
Wechselmodell verfügt, was wir grundsätzlich begrüßen. 
Allerdings reicht das nicht aus.

Wir appellieren an unseren Dienstherrn, seiner Fürsorge
pflicht umfassend nachzukommen und die Lehrkräfte 
bestmöglich zu schützen und zu unterstützen. Notwendige 
Schutzausrüstung und Lehrmittel sind umgehend zur 
Verfügung zu stellen. Unsere Lehrerinnen und Lehrer tun 
unter diesen belastenden Umständen ihr Bestes, um so 
viel Unterricht wie möglich zu gewährleisten. Sie müssen 
sich darauf verlassen können, dass ihr Gesundheitsschutz 
und der der Schülerinnen und Schüler an erster Stelle 
steht.

Um größtmögliche Transparenz und Akzeptanz zu erreichen, 
fordern wir, dass bei allen Beschlüssen die Personalver
tretungen zu beteiligen sind.

Darüber hinaus zeichnet sich schon jetzt ab, dass ein 
flächendeckender, befristeter Wechsel in das Szenario 
B – Fernunterricht und Präsenzunterricht mit geteilten, 
kleinen Gruppen – notwendig wird. Eine völlige Schlie-
ßung von Schulen (Szenario C) steht regional bevor. Vom 
Kultusminister müssen nun klare und tragbare Vorgaben 
für die Arbeitsbedingungen im Homeoffice während der 
Szenarien B und C erfolgen. Insbesondere Arbeitszeit, 

Datenschutz, Zusatzkosten 
und realistischer Umfang 
des Homeschoolings müs-
sen klarer geregelt werden. 
Hinzukommen muss schon 
jetzt auch die Vorbereitung 
auf ein Szenario D – lang-
fristiger Regelbetrieb in der 
Schule unter Bedingungen 
der Pandemie weit über das 
Jahresende hinaus.

Wir fordern daher: Ein-
heitliches Vorgehen muss 
die Regel werden, lokale 
Abweichungen sollten 
die Ausnahme sein, nicht 
umgekehrt. Denn die Ent-
wicklung zeigt, dass das 
Virus binnen Kurzem für 
eine relativ gleichmäßige 
Gefährdung sorgen wird.

Haltestellen seien zu kurz für zwei gleichzeitig haltende Bus-
se – als ob es denn unbedingt nötig würde, die zusätzlichen 
Fahrzeuge absolut synchron zum Linienbus fahren zu lassen. 
Ebenso lächerlich: Die Reisebusse hätten keine Stehplätze – 
als ob Stehen in Schulbussen nicht auch zu normalen Zeiten 
(zumindest im Überlandverkehr) schon ein ärgerliches Risiko 
wäre. Oder aber, in den Bussen würden die Haltestellen nicht 
angezeigt, die Fahrer seinen nicht für den Linienverkehr ge-
schult, die Busse seien zu eng usw. Alles fadenscheinige Be-
gründungen – es liegt, wie immer, am Geld, an zusätzlichen 
Kosten, die man nicht tragen möchte. Dabei wäre mit der 
Einhaltung von Abständen und Kohorten im Schülertrans-
port so vielen geholfen...! 

PhVN: Dienstherr muss Schutzausrüstung stellen!
Der Philologenverband kritisiert, dass auch die Ausstattung 
der Lehrkräfte mit erforderlichen Schutzausrüstungen und 
technischen Mitteln zur Aufrechterhaltung des Unterrichts 
wieder einmal am Geld scheitert, bzw. beschwichtigt, ver-
tröstet und vorgeschoben wird, um dieses zu sparen. Denn 
laut Arbeitsschutzgesetz ist völlig klar: Der Arbeitsgeber 
muss angeordnete Schutzausrüstungen seinen Bediens-
teten kostenfrei zur Ausübung ihrer Tätigkeit stellen, ohne 
Wenn und Aber! 

Für den Schulbereich bedeutet dies: Schutzmasken sind 
vom Land zu stellen, möglichst FFP2- oder FFP3-Masken, 
da nur diese in engen Räumen zumindest einigermaßen 
gewährleisten, dass die Lehrkräfte auch selbst geschützt 
werden, der Dienstherr seiner Fürsorgepflicht zumindest 
annähernd gerecht wird. Bisher herrscht, was diese Be-
lange betrifft, ein „Schweigen im Walde“ seitens des MK. 
Überhaupt scheinen sich die Mitarbeiter des Ministeriums 
hinter dessen Mauern zunehmend wie hinter einer Schutz-
burg zurückzuziehen – so wird uns zumindest aus dem 
Schulhauptpersonalrat berichtet, dessen Mitbestimmungs-
rechte seit Beginn der Pandemie immer wieder übergangen 

worden sind. Ein Eindruck, den auch viele Schulpersonalrate 
an ihren Dienststellen beklagen.

Interessant ist ferner die weiterhin ausbleibende flächen-
deckende Umsetzung der Digitalisierung mit digitalen End-
geräten für Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler. Auch 
fehlt eine verlässlich funktionierende Lernplattform der 
Schule mit entsprechendem Videokonferenzsystem an vie-
len Standorten nach wie vor. Das alles ist aber datenschutz-
konform, mit adäquaten Urheberrechten ausgestattet und 
mit überzeugenden Bildungsinhalten groß angekündigt 
worden. Umgesetzt wurde jedoch bis jetzt wenig bis nichts!  
Auch auf die angekündigte Ausstattung der Lehrkräfte mit 
Dienstgeräten, die zudem ein funktionierender Breitband-
ausbau voraussetzt, wartet man bis jetzt vergebens! Wenn 
nicht jetzt, wann dann? Lehrkräfte fühlen sich hier hinge-
halten und in ihrer neuen Arbeit so behindert.

Es ist leicht, in der Krise auf andere einzuschlagen und diese 
zu Sündenböcken zu machen. Die Lehrerinnen und Lehrer 
tun jedenfalls in den allermeisten Fällen ihr Bestes, um trotz 
den schwierigsten Zeiten seit langem ihrer Dienstpflicht 
und ihren Schülerinnen und Schülern gerecht zu werden. 
„Lehrerbashing“ ist also völlig fehl am Platz. Genauso ist 
es nicht unsere Absicht „Öffi- oder MK-Bashing“ zu betrei-
ben. Festzuhalten ist aber, dass die Schulen alles in ihren 
Möglichkeiten Stehende tun, um der Krise zu trotzen – nun 
aber auch seitens der Ministerial- und lokalen Behörden 
„abgeliefert“ werden muss. Versprechungen, Zusagen und 
Unterstützung sind einzuhalten! Man möchte rufen: Herr 
Minister, machen Sie endlich Ihre Hausaufgaben! 

Wir sehen – mal wieder liegen Anspruch und 
Wirklichkeit in der Bewältigung der Krise leider 
ziemlich weit auseinander.

Schwerpunktthema: Sündenbock Lehrer

©
 in

st
a_

ph
ot

os
 –

 A
do

be
 S

to
ck

©
 H

al
fp

oi
nt

 –
 A

do
be

 S
to

ck



14� Gymnasium in Niedersachsen 3/2020 Gymnasium in Niedersachsen 3/2020	 15

Vertrag für eine bessere Zusammenarbeit im deut-
schen Bildungssystem der Kultusministerkonferenz
Von Dr. Christoph Rabbow

Seit Jahren wird in Deutschland darüber gestritten, welches Bundesland vermeintlich bessere Schu-
len oder das „beste“ Abitur hat. Die Kultusminister der Länder haben nun vereinbart, dass es mehr 
Einheitlichkeit geben soll. 

Im ifo-Bildungsbarometer hatte sich im Sommer eine 
große Mehrheit der Bevölkerung für mehr Einheitlich-
keit und Vergleichbarkeit in der Bildungspolitik ausge-

sprochen. 60 % der Befragten befürworteten sogar, dass 
grundsätzlich die Bundesregierung wichtige bildungspoliti-
sche Entscheidungen treffen sollte. 

Schulausbildung und -abschlüsse sollen in Deutschland 
nun vergleichbarer werden. Die Kultusministerkonferenz 
(KMK) verständigte sich nach jahrelangen Verhandlungen 
auf einen Vertrag für eine bessere Zusammenarbeit im 
deutschen Bildungssystem mit einheitlicheren Linien. Die 
rheinland-pfälzische Bildungsministerin und KMK-Präsiden-
tin Hubig (SPD) und die baden-württembergische Kultus-
ministerin Eisenmann (CDU) sprachen von einem „histori-
schen Tag“ für die Bildung in Deutschland.

Die Ländervereinbarung soll das 56 Jahre alte „Hamburger 
Abkommen“ zur „Vereinheitlichung auf dem Gebiete des 
Schulwesens“ ablösen. Es beschreibt Grundsätze und Ziele 
der Zusammenarbeit der Länder. „Im Hamburger Abkom-
men“ waren unter anderem gemeinsame Regeln der Länder 
zur gegenseitigen Anerkennung von Schulabschlüssen, zu 
Schulferien, den Schularten und der Anerkennung von Lehr-
amtsabschlüssen festgelegt. In der neuen Vereinbarung 
sichern sich die Länder zu, „durch geeignete Maßnahmen“ 
dafür zu sorgen, dass Schüler/-innen bei einem länderüber-
greifenden Schulwechsel „ihre Bildungslaufbahn bruchlos 
fortsetzen können“. Ein wesentlicher Punkt sind die Abi-
turaufgaben. Hier wollen sich die Länder dazu verpflichten, 
eine bestimmte Anzahl der Aufgaben aus einem gemein
samen, länderübergreifenden Pool zu entnehmen.

Eingerichtet werden soll zudem eine „Ständige wissen-
schaftliche Kommission der KMK“. Dieses in früheren 
Planungen noch „Bildungsrat“ genannte Gremium soll die 
Länder in Fragen der Weiterentwicklung des Bildungswe-
sens mit Blick auf eine bessere Vergleichbarkeit beraten. 
In der aus 16 Mitgliedern bestehenden Kommission sollen 
zwölf Wissenschaftler aus der Bildungsforschung und an-
grenzenden Disziplinen sein. Das Gremium werde seine 
Empfehlungen ohne Einwirkung der Politik mit Zweidrit-
tel-Mehrheit treffen und diese dann vor der Veröffentli-
chung der KMK vorlegen. Ein ursprünglich geplanter Natio-
naler Bildungsrat, dem neben Experten auch Vertreter von 
Bund und Ländern hätten angehören sollen, war von Bayern 
und Baden-Württemberg gekippt worden. Eine geplante 
Mitsprache des Bundes, wie sie von einer Mehrheit der 

Befragten des ifo-Bildungsbarometers gewünscht wurde, 
war politisch nicht durchsetzbar. 

Die Beschlüsse sehen im Einzelnen vor:

�PRIMARSCHULE: Für Kinder, die in die Grundschule kommen, 
sollen einheitliche Standards für sprachliche und mathema-
tische Kompetenzen und entsprechende Förderung gesetzt 
werden. Dafür soll die KMK gemeinsam mit der Jugend- und 
Familienministerkonferenz eine Empfehlung erarbeiten. 
Die Länder wollen sich auf einen Gesamtstundenrahmen 
und einen Mindeststundenumfang in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Sachunterricht in der Grundschule verstän-
digen. Die Vermittlung der Schreibschrift wird betont, ebenso 
ein einheitlicher Rechtschreibrahmen.

SEKUNDARBEREICH I:  Es gibt es in jedem Land andere 
Bezeichnungen: Hauptschule, Realschule, Mittelschule, Re-
gelschule, Oberschule oder Stadtteilschule. „Zur Erhöhung 
der Transparenz und damit Akzeptanz prüfen die Länder die 
Möglichkeit einer einheitlicheren Namensgebung für die 
Schularten“, heißt es im Beschluss der KMK. Zudem sollen 
einheitliche Regelungen im Sekundarbereich I zur Wochen-
stundenzahl der Fächer und Lernbereiche im Pflicht- und 
Wahlpflichtunterricht geschaffen werden.

SEKUNDARSTUFE II /ABITUR: Die Länder verpflichten sich, 
dass ab 2023 die Hälfte der Aufgaben für die Abiturprü-
fungen in Deutsch, Mathematik, Englisch und Französisch 
aus gemeinsamen Aufgabenpools kommen soll. Das soll 
ab 2025 dann auch für Biologie, Chemie und Physik gelten. 
Solche Aufgabenpools gibt es bereits für Deutsch, Mathe-
matik, Englisch und Französisch. Allerdings gibt es bisher 
keine Pflicht, daraus auch Aufgaben zu verwenden. Weil 
die Abitur-Note zu einem großen Teil von den Leistungen 
vor den eigentlichen Prüfungen abhängt, soll bis 2023 eine 
genaue Anzahl „verpflichtend zu belegender und in die 
Gesamtqualifikation einzubringender Fächer einschließlich 
ihrer Gewichtung“ festgelegt werden. 

LEHRAMTSAUSBILDUNG: Außerdem verpflichten sich die 
Bundesländer zur Deckung des Lehrkräftebedarfs gemein-
sam mit den Hochschulen ausreichende Ausbildungskapa-
zitäten für das Studium zu schaffen. 

Kommentar des Philologenverbandes Niedersachsen
Na endlich, möchten man meinen! 56 Jahre nach dem Ham-
burger Abkommen ist es der KMK gelungen eine „Länder-

Schul- und Bildungspolitik

vereinbarung“ zu erzielen. Zumindest wurde der Rahmen 
gesetzt und dieser muss nun gut ausgefüllt werden, damit 
die Vereinbarung eingelöst wird. Das ist die Aufgabe der 
Kultusministerien der Länder, und auch die Verbände soll-
ten hier ein gehöriges Wort mitzureden haben. 

Wir bieten hierzu explizit unsere Expertise in den Bereichen 
Sekundarstufe I und II, Abitur und Lehrerausbildung an. Die 
nun vorliegende Projektierung ist mit viel Arbeit verbun-
den. Ob es sich aber tatsächlich, um einen, wie von Frau 
Hubig und Frau Eisenmann behauptet, „historischen Tag für 
die Bildung in Deutschland“ handelt, werden wir in der Um-
setzung und dem Ausfüllen des Rahmens sehen. Die Zeit 
wird zeigen, ob die Ländervereinbarung das Attribut „histo-
risch“ wirklich verdient. Auf jeden Fall wurden viele der von 
den niedersächsischen Philologen formulierten Forderun-
gen aus der Resolution 2019 zum Abitur in der Rahmenver-
einbarung aufgenommen. Das zeigt, wie zukunftsgewandt 
der PhVN aufgestellt ist. Unsere auf der letzten Vertreter-
versammlung verabschiedete Resolution zum Abitur 2021 
sieht wie eine Blaupause der Ländervereinbarung aus. Es 
stimmt, wie wir es zu den Personalratswahlen 2020 for-
muliert haben: „Mit uns muss man rechnen.“ Jetzt müssen 
den schönen KMK-Worten noch Taten folgen, damit wir mit 
dem Ergebnis auch wirklich gut leben können.

Gerade, was die gymnasiale Lehrerausbildung in Nieder-
sachsen angeht, gibt es noch viel zu tun. Wir werden die 
Umsetzung unserer Forderungen weiterhin vehement 
vertreten. Allerdings wurde bundesweit anerkannt, dass 
es sich bei der Deckung des Lehrkräftebedarfs und ausrei-
chenden Ausbildungskapazitäten um eine „Schlüsselfrage“ 

handelt, die gemeinsam angegangen werden soll. Der 
Philologenverband hat die Antworten, die die Qualität und 
die Ansprüche an eine zukunftsgerichtete Lehrerausbildung 
garantieren können. Auch hier sind und bleiben wir ein 
versierter Ansprechpartner für das Niedersächsische Kul-
tusministerium. 

Der Umgang der GEW-Vorsitzenden Marlies Tepe mit der 
Ländervereinbarung, die diese als „einen schwarzen Tag für 
die Bildung“ in Deutschland bezeichnet hat, ist destruktiv 
und völlig unverständlich. Es ist mitnichten der Fall, dass die 
Vereinbarung „eine Rolle rückwärts in die Bildungspolitik 
der 50er Jahre West festschreibt“. Dass die Qualität von 
Unterricht über nationale Bildungsstandards definiert wird, 
hat mit einer „veralteten Pädagogik“ überhaupt nichts zu 
tun. Die Bildungsstandards formulieren zu vermittelnde 
fachinhaltliche und prozessbezogene Kompetenzen und 
sagen noch gar nichts über die zugrunde liegende Didaktik 
oder Methodik aus. Hierfür sind die Kolleginnen und Kolle-
gen an den Schulen selbst verantwortlich, und das ist auch 
richtig. 

Schwarz-Weiß-Denken der GEW
Es scheint so, als seien die Inhalte der Bildungsstandards 
der Bundesvorsitzenden der GEW nicht vertraut, denn so ist 
die disqualifizierende Aussage in Hinblick auf die Pädago-
gik unverständlich. Vielmehr werden die fachdidaktischen 
und -methodischen Kompetenzen der Fachlehrkräfte mit 
der von Frau Tepe aufgestellten These untergraben. Dass 
Themen wie Inklusion und das gemeinsame Lernen von 
Kindern und Jugendlichen nicht auf der Tagesordnung stan-
den, hat mit der Formulierung eines Rahmens zu tun. Das 
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Füllen dieses Rahmens muss nun in den einzelnen Ländern 
erfolgen. Marlies Tepes Behauptung, die KMK hätte die 
Umsetzung der 2009 von der Bundesregierung ratifizierten 
UN-Behindertenrechtskonvention „beerdigt“, kann nur als 
Affront gegen die vielfältige Inklusionsarbeit der Schulen 
vor Ort verstanden werden.

Tepe formuliert in ihrer Stellungnahme zur Länderverein-
barung die bekannten und wiederholten schulpolitischen 
Auffassungen der GEW, dabei wird alles in einen großen 
Topf geworfen. Herauskommt ein Schwarz-Weiß-Denken, 
das keineswegs konstruktiv oder zielführend ist. Und auch 

die zukünftig eingesetzte ständige wissenschaftliche Kom-
mission bereits heute als von der KMK gesteuert zu be-
zeichnen, lässt befürchten, dass die GEW das Interesse als 
konstruktiven und glaubwürdigen Gesprächen verloren hat.

Wir Philologen sind dabei, wenn es darum geht, die von 
der KMK formulierte Ländervereinbarung in curricularen 
Vorgaben umzusetzen und den nun gesetzten Rahmen mit 
zukunftsweisender und moderner Pädagogik, Didaktik  und 
Methodik auszufüllen. Das sind wir unseren Schülerinnen 
und Schülern schuldig, und hier sehen wir uns in der Ver-
antwortung.

Schul- und Bildungspolitik

Stellungnahme des PHVN zum Entwurf der APVO-Lehr

Konzept zur Lehrerausbildung erneut mit heißer 
Nadel gestrickt
Von der AG der Jungen Philologen und der AG der Seminar- und Fachleiter

Durch die dynamische Entwicklung der Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV2-Virus 
und der damit einhergehenden Anordnung von 

Schutzmaßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz waren 
Schulen seit dem 16. März 2020 von flächendeckenden 
und lokalen Schließungen betroffen. Unbestreitbar ist es, 
dass die Staatsprüfungen unter den regulären Prüfungs-
bedingungen nach APVO-Lehr im Sommer 2020 ohne eine 
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes nicht hätten ab-
solviert werden können, da die Lerngruppen, in denen der 
Prüfungsunterricht gezeigt werden sollte, nur in kleinerer 
Besetzung oder gar nicht im Präsenzunterricht waren. Die-
se Situation zeigt auf jeden Fall die für die Ausbildung der 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst prekäre Prüfungssitua
tion im 2. Halbjahr des Schuljahres 2019/2020 auf. 

Kolloquien statt Prüfungsunterricht
Die Lehramtsprüfungen wurden im Sommer 2020 durch 
Kolloquien über einen hypothetisch möglichen Unterricht 
anstatt von realem Prüfungsunterricht durch die nieder-
sächsischen Studienseminare durchgeführt. Das Vorgehen 
der Prüfungen im 2. Schulhalbjahr 2019/2020 wird in dem 
neuen § 14a in den Absätzen 1 und 2 beschrieben. 

Aus Gründen der Gerechtigkeit innerhalb der gesamten 
Prüfgruppen sollen Prüflinge, die aufgrund einer Verhinde-
rung nach § 18 Abs. 1 der Verordnung die Staatsprüfungen 
nachholen oder diese nach § 22 wiederholen müssen, ihre 
Staatsexamensprüfungen ebenfalls mit Kolloquien über die 
Konzepte zu hypothetisch möglichem Unterricht anstelle 
von realem Prüfungsunterricht absolvieren. Dieses einmalige 
Vorgehen hält der Philologenverband aufgrund möglicher 
juristischer Auseinandersetzungen für sinnvoll und zielfüh-
rend, da nur so gewährleistet werden kann, dass alle Prüflin-
ge des Jahrgangs nach denselben Prüfungsmodalitäten ge-

prüft werden. Hier ist das Gleichheitsgebot für alle Prüflinge 
des letzten Prüfungsdurchgangs (also auch für Nach- und 
Wiederholer) aus unserer Sicht dringend geboten. 

Allerdings muss aus Sicht des Philologenverbandes diese 
Prüfungsform als eine absolute Ausnahmesituation ver-
standen werden. Zukünftige Prüfungsgruppen müssen 
wieder nach denen in der APVO-Lehr definierten Prüfungs-
bedingungen geprüft werden, d.h. mit zwei Prüfungsunter-
richten in den beiden ausgebildeten Fächern und in beiden 
Sekundarstufen sowie einer 60-minütigen mündlichen 
Prüfung. 

Nur der real erteilte Prüfungsunterricht erlaubt es nach 
unserer Auffassung, bewertungsrelevante Aussagen über 
die im Rahmen der Ausbildung erlangten unterrichtlichen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu ziehen. Erst diese ermög-
lichen, zusammen mit der Planung in Form der zugrunde-
liegenden Unterrichtskonzeption sowie der Evaluation und 
Reflexion über die erteilten Prüfungsunterrichte, eine quali-
tative Bestimmung über das pädagogische, fachdidaktische 
und fachmethodische Handeln, Verhalten und Reagieren im 
Unterricht in Form einer rechtssicheren Benotung zu ge-
währleisten. Aus Sicht des Philologenverbandes müssen da-
her die Rahmenbedingungen der Staatsexamensprüfungen 
vom Niedersächsischen Kultusministerium so ausgestaltet 
werden, dass die Kolloquien über Entwürfe zu hypothetisch 
möglichem Unterricht eine absolute Notlösung darstellen. 

Prüfungsformate in Abhängigkeit der verschiedenen 
Corona-Szenarien
Auch für das Schuljahr 2020/2021 kann nicht sichergestellt 
werden, dass aufgrund der nicht einschätzbaren Entwick-
lung der COVID-Pandemie eine regelmäßige Durchführung 
von Prüfungsunterricht nach § 14 an den Ausbildungsschu-

len gewährleistet ist. Mit dem neuen § 14a Abs. 3 soll die 
Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass die Sonder-
regelung zum Prüfungsunterricht abhängig vom weiteren 
Infektionsgeschehen bei Bedarf bis ins Jahr 2021 rechtssi-
cher und reaktionsschnell verlängert werden kann. 

Wir halten es für sinnvoll, dass der Prüfungsbehörde die 
Feststellung der Voraussetzung für die Durchführung der 
Staatsprüfung obliegt. Seminarinterne Individuallösungen 
verbieten sich allein aus Gründen der Vergleichbarkeit der 
Absolventinnen und Absolventen eines Prüfungsdurch-
gangs. Allerdings müssen je nach Infektionsszenario in den 
einzelnen Landkreisen und auch an den Ausbildungsschu-
len allgemein verbindliche Lösungen angestrebt werden, 
deren Umsetzungen landesweit zu gewährleisten sind. 
Aus unserer Sicht müssen die landesweit verbindlichen 
Prüfungsformate in Abhängigkeit der verschiedenen Co-
rona-Szenarien in den Landkreisen bzw. den Ausbildungs-

schulen erfolgen. Dazu schlagen wir das folgende Vorgehen 
vor:

Es hat sich besonders im Rahmen der Corona-Pandemie 
gezeigt, dass das bisher angelegte Konzept einer 18-mona-
tigen Ausbildung den definierten Prüfungsgegebenheiten 
nicht mehr hinreichend Rechnung trägt. Die Kürzung des 
Referendariats vor zehn Jahren (von 24 auf 18 Monate) er-
weist sich in der derzeitigen Krisensituation als Bumerang. 

Der Sicherstellung der Unterrichtsversorgung darf nicht als 
Grund dafür herhalten, dass die Fehler der Vergangenheit 
ausgeblendet und nicht korrigiert werden. Das zunehmen-
de Problem der unzureichenden Unterrichtsversorgung ist 
bundesweit hausgemacht, weil über eine lange Zeit nicht 
genügend Lehramtsstudierende ausgebildet worden sind, 
bzw. die Seminarkapazitäten nicht vollumfänglich ausge-
schöpft worden sind. Diese Fehlplanungen dürfen nicht auf 

Szenario Bedingungen an die Lerngruppen des Prüflings Verbindlicher Prüfungsmodus 
A 
Präsenzunter-
richt

Präsenzunterricht in der vollständigen Lerngruppe 1. Prüfungsunterrichte PU I / PU II und 
2. mündliche Prüfung unter besonderer 
Berücksichtigung der Hygienevorschriften

B 
gruppenteiliger 
Präsenz- und 
Heimunterricht

Geteilte Lerngruppen mit Präsenzunterricht und 
Heimunterricht (die Lerngruppe ist in der Schule 
nur in Teilen anwesend) oder auch möglich, wenn 
Teile der Lerngruppe in Quarantäne sind 

1. Prüfungsunterrichte PU I / PU II  
(mit der jeweils im Präsenzunterricht anwesender 
Lerngruppe) und 
2. mündliche Prüfung unter besonderer 
Berücksichtigung der Hygienevorschriften 

C 
Schulschließung

Lerngruppen nicht im Präsenzunterricht Möglichkeit des Kolloquiums  
nach § 14a Abs. 1 und 2 
Sollte die Schulöffnung (innerhalb einer Woche) 
absehbar sein, kann die Möglichkeit gegeben 
werden, den Prüfungsunterricht dann zu erteilen. 
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dem Rücken der Auszubildenden im Vorbereitungsdienst 
ausgetragen werden. 

Leider werden aus Sicht des Philologenverbandes erneut 
die falschen Konsequenzen gezogen. Statt das auf dem 
Vertretertrag 2018 mit überwältigender Mehrheit verab-
schiedete Grundsatzpapier zur Lehrerbildung bei der Aus-
gestaltung des Entwurfs zur Veränderung der APVO-Lehr zu 
nutzen, wird erneut ein mit heißer Nadel gestricktes Kon-
zept zur Lehrerausbildung präsentiert. Dies löst die schon 
vor der Corona-Pandemie aufgeworfenen Probleme der 
Lehrerausbildung überhaupt nicht. Vielmehr sind mit den 
Schulschließungen zahlreiche neue Probleme aufgetreten, 
an die vor Corona kaum zu denken war. Für die Auszubil-
denden kommen nun die Realisierung von Online-Unter-
richt, die Erarbeitung sinnvoller Konzepte zum Hybridunter-
richt sowie das Erstellen digitaler Lernsettings hinzu. Dies 
ist schon für altgediente Kolleginnen und Kollegen nicht 
ohne Mehrarbeit zu realisieren. Für Berufsanfängerinnen 
und -anfänger ist dies eine Aufgabe, die neben den alltäg-
lichen Unterrichtsgeschäften kaum noch zu bewältigen ist. 
Hier muss nachgesteuert werden und auch der Dienstherr 
muss hier seiner Fürsorgepflicht den jungen Lehrkräften 
gegenüber nachkommen. 

Verlängerung des Referendariats ist unumgänglich
Allein aus den letztgenannten Gründen ist eine Verlänge-
rung des Referendariats unumgänglich. Der Philologenver-
band Niedersachsen zeigt sich mit seiner Forderung nach 
einer 21-monatigen Ausbildung (mit einer dreimonatigen 
Einführungsphase ohne eigenverantwortlichen Unterricht 
und einer 18-monatigen Qualifizierungsphase) moderat, 
da nach den bundesweit coronabedingten Problemen an 
den Schulen durch zahlreiche Verbände eine Rückkehr zum 
24-monatigen Referendariat gefordert wird. 

Dass in der vorliegenden Fassung keine Alternativen er-
kannt werden (siehe Verordnungsbegründung A. II.), macht 
überaus deutlich, wie wenig nach alternativen Ausbil-
dungskonzepten gesucht wurde. Vielmehr scheinen die 
voraussichtlichen Kosten und die haushaltsmäßigen Aus-
wirkungen (siehe Verordnungsbegründung A. VI.) oberste 
Prämisse für den Erhalt der bisherigen Ausbildungszeit von 
18 Monaten zu sein. 

Dass insgesamt zu wenig „grundständig ausgebildete 
Lehrkräfte“ auf dem Arbeitsmarkt sind, löst die vorliegende 
Änderung der Verordnung nicht auf. Ziel ist und bleibt die 
Gewährleistung einer möglichst schnellen Unterrichts-
versorgung. Der zunächst einmal notwendige Qualitäts-
anspruch an „grundständig ausgebildete Lehrkräfte“ wird 
nicht gesehen, so dass es nicht verwundert, wenn Nach-
wuchs fehlt. 

Nur eine qualitativ hochwertige Ausbildung in Niedersach-
sen ist Garant dafür, zukünftige Lehrerinnen und Lehrer-
Generationen im Land zu halten. Dass alle Länder Probleme 
haben, die Unterrichtsversorgung sicherzustellen, muss in 
Niedersachsen immer wieder als Ausrede dafür herhalten, 
es nicht besser als andere machen zu müssen. Dazu sind in 
den letzten Jahren einfach viel zu wenig Mittel in die Leh-
rerausbildung geflossen. Da dies in den letzten zehn Jahren 
unabhängig von der jeweiligen politischen Konstellation 
der Landesregierung erfolgte, 
sollte die große Koalition nun 
endlich anpacken, um die ge-
meinsam verantworteten Fehler 
der Vergangenheit durch ein 
Bildungspaket 2020, in dem 
die Lehrerausbildung eine ganz 
zentrale Rolle spielen muss, zu 
beheben.

Miteinander die Schule weiter denken
Die Coronakrise hat Konflikte zwischen Politik, Lehrkräften, Eltern, Schülern und ihren Verbänden 
aufbrechen lassen. Es ist Zeit, die gegenseitigen Stereotype und Vorwürfe zu überwinden. 

Ein Gastbeitrag von Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing

Ja, wir waren und sind in einer großen Krise, die die 
ganze Welt ergriffen hat und die für Deutschland im 
Vergleich mit vielen anderen Ländern dank der  

	     getroffenen Maßnahmen bisher relativ moderat 
verlaufen ist. 

Ja, wir erleben gerade das, was mit „Disruption“ beschrieben 
wird: einen abrupten Wechsel von der „alten Normalität“ 
über eine akute Krisensituation in die angebliche und so
genannte „neue Normalität“. Ja, wir waren nicht vorberei-
tet, wir müssen gesellschaftlich und privat über einen noch 
nicht absehbaren Zeitraum kontinuierlich mit Unsicherheit 
umgehen. 

Wir befinden uns in vielen gesellschaftlichen Konfliktsitu
ationen, für die vereinfacht „Schuldige“ gesucht und un-
terkomplexe Situationsbeschreibungen vollzogen werden. 
Und selbst wenn wir – insbesondere für den Bildungsbe-
reich – die „richtigen“ Bezeichnungen und Konzepte hät-
ten, wüssten wir doch im selben Augenblick, dass deren 
Umsetzung, beispielsweise im Bereich der Digitalisierung, 
auf absehbare Zeit weder in der gesamten Republik noch in 
allen Privat-Haushalten für alle Menschen gelingen wird. 

Diesen Krisen-Druck müssen wir jedoch aushalten und 
versuchen, mit Nüchternheit gemeinsamen Lösungen für 
Unterricht und Bildung näherzukommen, statt Stereotype, 

Schul- und Bildungspolitik

Vorurteile und Tunnel-Blick-Corona-Lösungen unter Druck 
zu produzieren. 

Statt „Für-oder-gegen-Maske-Polarisierung“: 
Stufenpläne für verschiedene Infektionsstufen 
Bisher füllten die Bundesländer die bisherigen Hygie-
ne-Rahmenpläne der Kultusministerkonferenz sehr unter-
schiedlich aus. Das wurde – auf der Suche nach einfachen 
und einheitlichen Lösungen – häufig kritisch gesehen, ob-
wohl ein regional angepasstes Vorgehen sinnvoll ist, wenn 
die Infektionszahlen beispielsweise in Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und Sachsen deutlich geringere 
sind als diejenigen in Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen. 

Mit der Kanzlerin und ihrem „Bildungs-Gipfel“ entstand der 
„Vier-Stufen-Plan“ der Kultusministerkonferenz, knapp vor 
Schulbeginn der letzten beiden Bundesländer. Er leistet das, 
was die bisherigen Rahmenpläne der KMK, nicht aber zum 
Teil bereits bestehende Stufenpläne der Länder, vermissen 
ließen: Von Stufe eins, einem an die Pandemiesituation 
angepassten „Regelbetrieb“ ohne Mund-Nasen-Schutz im 
Unterricht, bis hin zu Stufe 4, einer völligen Umstellung 
auf Distanzunterricht, werden vier verschiedene Szenarien 
beschrieben, durch die regional unterschiedliche Infektions-
vorkommnisse in einen einheitlichen Stufenplan eingeordnet 
werden können. Damit wird ein lokal angepasstes Handeln 
auf einer gleichwohl einheitlichen Matrix ermöglicht. Gut so.

Gleichwohl muss noch mitbedacht werden: Im Zusam-
menhang mit den vormaligen eher unkonkreten Hygiene-
Rahmenplänen polarisierte eine „Entweder-Oder-Maske-
im-Unterricht-Diskussion“. Diese ist auf den Wunsch nach 
schnellst- und größtmöglicher Rückkehr zur „Normalität“ 

zurückzuführen – für alle Schülerinnen und Schüler in allen 
Jahrgangsstufen nahezu gleichzeitig in inadäquaten schuli-
schen Räumlichkeiten. Damit müssen nahezu zwangsläufig 
sämtliche „AHA-Regeln“ aufgegeben werden. Dieses Prob-
lem wird aber nicht durch eine Ja-oder-Nein-Masken-Ent-
scheidung gelöst, denn unabhängig von der pädagogischen 
Beurteilung eines Mund-Nasen-Schutzes im Unterricht 
leisten die zur Verfügung stehenden „Alltagsmasken“ nicht 
das, was allenfalls auf dem Niveau der FFP2- bzw. FFP3-Mas-
ke an Schutz gewährleistet werden kann. Sie halten nicht 
genügend Aerosole zurück, die nach aktuellem Erkenntnis-
stand in typischen Unterrichtssituationen bei in der Regel 
zu kleinen Klassenräumen mit zu vielen Schülern und prob-
lematischen Lüftungsgelegenheiten entstehen. 

Es ist jedoch erfreulich, dass mit dem Vier-Stufen-Plan nun 
zumindest in diesem Bereich das begonnen wurde, was an 
vielen Stellen noch Not tut: eine differenzierte Betrachtung 
vorzunehmen, statt schwarz-weiß zu malen. 

Weg von der Debatte „komplette Schulöffnung“ 
versus „komplette Schulschließung“
Je nach Infektionsgeschehen wird nun zwar in verschiede-
nen konkreten Stufen-Szenarien gedacht. Diese waren und 
sind letztlich aber immer noch im Wesentlichen an „Corona“- 
und nicht inhaltlich oder an Schulstufen orientiert. Schulen 
sollen nun, beispielsweise in Infektionsstufe 4, komplett 
„geschlossen“ und auf Distanz-Unterricht umgestellt wer-
den, um danach wieder möglichst bald mit allen Schüle-
rinnen und Schülern präsent in der Schule sein zu können. 
Der Hygiene-Stufenplan ist ein Fortschritt, gleichwohl gibt 
die KMK aber noch zu wenig Expertise in die eigentliche 
„Bildungsarbeit“ während und gegebenenfalls nach der 
aktuellen Coronakrise hinein. Angesichts 

Susanne Lin-Klitzing ist seit 2017 Bundesvorsitzende des 
Deutschen Philologenverbandes. Seit 2007 ist sie Professo-
rin für Schulpädagogik für die gymnasiale Lehrerbildung 
Universität Marburg.
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•	 der voraussichtlichen Dauer der Krise, 
•	 �den altersspezifisch-unterschiedlichen Infektionsrisiken 

der Schülerinnen und Schüler, 
•	 �den altersspezifisch bedingten unterschiedlichen Fähig-

keiten der Schülerinnen und Schüler, selbstständig zu 
arbeiten und digitale Medien sinnvoll zum Wissenser-
werb zu nutzen,

•	 �den regional, lokal und schulisch unterschiedlichen 
Digitalisierungsbedingungen 

•	 �und den damit im Zusammenhang stehenden unter-
schiedlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten der Lehrkräfte

scheint es mir sinnvoll zu sein, über eine planvolle, zunächst 
primär für die älteren, oberen Jahrgänge unterstützende 
Digitalisierung des Präsenzunterrichts und entsprechende 
Fortbildung dieser Lehrkräfte nachzudenken. Denn je älter 
die Schülerinnen und Schüler sind, desto eher können sie 
selbstständig und sinnvoll von ihren Lehrkräften digital 
unterstützt im höheren Infektionsstufenfall auch von 
Zuhause aus arbeiten.

Hiermit würden die mit Corona-Bedingungen notwendig 
verknüpften Digitalisierungsbestrebungen konzeptionell 
altersspezifisch gedacht, also auch in Stufen, aber die in 
einem Altersstufenkonzept. Denn alle Schülerinnen und 
Schüler und alle Lehrkräfte bei nach wie vor unzureichender 
räumlicher wie digitaler schulischer Ausstattung gleichzei-
tig „fit“ für eine sinnvolle digitale Unterstützung des Unter-
richts machen zu können erscheint eher unrealistisch. Wes-
halb nicht auch hier (alters-) stufenspezifisch denken, damit 
nicht ganze Schulen geschlossen werden müssten und eine 
angemessene digitale Unterstützung des Präsenzunter-
richts planvoll von den älteren zu den jüngeren Jahrgängen 
vorbereitet werden kann? 

Über „Hygienekonzepte“ hinaus der KMK nüchternes 
Arbeiten an Unterrichts- und Bildungszielen abfordern
Auch im nun erfolgenden, wichtigen KMK-Hygienekonzept 

fehlt die – oben beschrieben – inhaltliche Zielperspektive 
für das tatsächliche Kerngeschäft von Schule, nämlich für 
den zukunftsweisenden Unterricht jetzt in der Corona-Zeit 
und danach. Inhaltlich sollte dieses Ziel als „digital unter-
stützter Präsenzunterricht“ beschrieben werden.

Ja, das klare Ziel ist der Präsenzunterricht, denn der Präsenz
unterricht leistet viel mehr in vielen Dimensionen als ein 
Fern- oder Distanzunterricht je leisten könnte. Ein zeitge-
mäßer Präsenzunterricht sollte didaktisch begründet auch 
digital-routiniert unterstützt werden können. In einem 
auch digital unterstützten Präsenzunterricht sind solcher-
maßen eingeübte Routinen die Bausteine, auf die im Falle 
des partiellen oder kontinuierlichen Distanz- oder Fern-
unterrichts aufgebaut werden kann. Statt „Präsenz- oder 
Distanzunterricht“ als etwas Verschiedenes zu betrachten, 
sollte mit dem Ziel des „digital unterstützten Präsenzunter-
richts“ eher ein Kontinuum angegangen werden.

Dazu muss der „digital unterstützte Präsenzunterricht“ 
aber auch tatsächlich von den Kultusministern in der Kul-
tusministerkonferenz und in ihren Ländern als Ziel erkannt, 
benannt und konzeptionell vorangebracht werden. 

Eine differenzierte Sichtweise statt gegenseitigen 
Vorwürfen
In der aktuellen Situation ist es wenig hilfreich und inhalt-
lich überdies auch falsch, Eltern, Schülerinnen und Schüler, 
Lehrkräfte oder ihre jeweiligen Vertreter in „Bremser“ oder 
„Progressive“ unterteilen zu wollen. Vielmehr ist zu berück-
sichtigen, dass in jedem Einzelnen der an Schule Beteiligten 
ein vergleichbares Dilemma herrscht, wie in der gesamten 
Gesellschaft: das berechtigte Interesse am eigenen Schutz 
steht im Konflikt damit, die „alte“ Normalität zurück haben 
zu wollen. Sich für anvertraute Menschen in der Schule, im 
Beruf, für die Gesellschaft einzusetzen, Freunde wieder zu 
treffen, die „normale“ Struktur des Familienlebens wieder 
zu ermöglichen, widerspricht dem berechtigten Wunsch 

danach, dass für einen selbst nicht andere Schutzkriterien 
angelegt werden als für den Rest der Gesellschaft. Daher 
ist es wichtig, gerade auch im und für den Bildungsbereich, 
eine adäquat-differenzierte Sicht auf die Akteure und ihre 
Positionen einzunehmen. 

Für eine solch differenzierte Sicht hilft es, sich zu vergegen-
wärtigen, dass die Lehrerverbände im Gegensatz zur Kultus-
ministerkonferenz tatsächlich auch inhaltlich vorgedacht 
haben:  Die KMK hat bis jetzt ausschließlich Hygienekon-
zepte vorgelegt. Diese sind wichtig. Die Lehrerverbände im 
Deutschen Lehrerverband, der Deutsche Philologenverband, 
der Verband Deutscher Realschullehrer, der Berufsschul-
lehrerverband und die KEG, hatten aber darüber hinaus 
unter anderem bereits im April ein erstes „Schichtmodell“ 
vorgelegt, um überhaupt wieder Präsenzunterricht für die 
Schülerinnen und Schüler in der Schule zu ermöglichen. 
Im Juli haben sie einen konstruktiven „Zehn-Punkte-Plan“ 
mit dem Ziel eines digital unterstützten Präsenzunterrichts 
vorgelegt, um unter anderem für einen Wechsel in den 
punktuellen Distanz- bzw. Fernunterricht besser vorbereitet 
zu sein. 

Dass die genannten Lehrerverbände neben den bildungs-
politischen Zielen auch die berufspolitischen Interessen 
ihrer Klientel vertreten, kann man ihnen nicht vorwerfen, 
das gehört zu ihrem Auftrag, von dem sie sich nicht ent-
binden lassen können und wollen. Dieser Aspekt ist in der 
Öffentlichkeit offensichtlich stärker als der der inhaltlichen 
Gestaltung wahrgenommen worden. Doch beide Seiten 
gehören zu ein- und derselben Medaille – die bildungs- und 
berufspolitischen Ziele und beide Seiten sollten wahrge-
nommen werden. 

Für die Lehrkräfte, für die Eltern und für die Schülerinnen 
und Schüler gilt: Gut wäre es gewesen, wenn wir in Deutsch-
land in jedem Bundesland und in jeder Ecke dieser Republik 
in Zeiten des Shutdowns ein Lernen von „Schreibtisch zu 
Schreibtisch“ hätten praktizieren können. Mit digitalen End-
geräten für Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler, über 
eine funktionierende Lernplattform der Schule mit entspre-
chendem Videokonferenzsystem. Alles datenschutzkonform, 
mit adäquaten Urheberrechten ausgestattet und mit fach-
lich-digital überzeugenden Bildungsinhalten; in digitalen 
Unterrichtsstunden in Shutdownzeiten, synchron für alle: 
von Schreibtisch zu Schreibtisch, face to face. 

Dass dies nicht der Regelfall war und sein konnte, liegt dar-
an, dass die Digitalisierung kein rein schulisches Problem ist 
– und schon gar keines der einzelnen Lehrkraft. Es zeigt den 
Digitalisierungsstand unserer Republik.

Stricken ohne Wolle und Stricknadeln wird auch in 
Zukunft nicht klappen
Insofern kann man sagen, wenn es in Zeiten des Lockdowns 
nur „mittelmäßig“ gelaufen ist, dann lag das eher an den 
Rahmenbedingungen als an den Lehrkräften. Vielen Schu-
len, Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern und Eltern ist 
eher zu danken, dass sie trotz der Versäumnisse der Politik 
so etwas wie Unterricht und Lernen überhaupt haben re-

alisieren können – und in der Zeit des Shutdowns und der 
sogenannten „Schulschließungen“ bereits im März präsent 
sämtliche Abiturprüfungen abgenommen werden konnten.

Stricken ohne Wolle und Stricknadeln, also Präsenz- und 
digitaler Fernunterricht ohne die entsprechende digitale 
Ausstattung, ohne eine geklärte Rechtesituation für die Lehr-
kräfte und ohne Verpflichtung für eine Teilnahme, Leistungs-
erbringung und -bewertung der Schülerinnen und Schüler 
am „anderen Schreibtisch“, kann und wird auch in Zukunft 
nicht klappen. Hier sind weitere Hausaufgaben durch die 
Kultusminister zu erledigen. Daran arbeiten sie. Und mit 
uns gemeinsam hoffentlich zukünftig am gemeinsamen 
Ziel eines auch „digital unterstützten Präsenzunterrichts“. 
Einbezogen wurden wir bisher nicht – in keine der digitalen 
KMK-Krisensitzungen und offenbar auch zukünftig nicht 
in einen Bildungsbeirat oder wissenschaftlichen Beirat der 
KMK. Unsere Perspektive, unsere Expertise fehlt – und soll 
weiter fehlen? Lehrkräfte und ihre Vertreter mit einzubezie-
hen hilft für den notwendigen mehrperspektivischen Blick 
auf Schule und Bildung.

Natürlich gab und gibt es – wie in anderen Berufen – auch 
unterschiedlich engagierte Lehrkräfte. Dass die Unsicher-
heit in Krisenzeiten sich aber in vereinfachten Wahrneh-
mungen und undifferenzierten Werturteilen, Vorurteilen 
und negativ-stereotypisierten Zuschreibungen gegenüber 
den Lehrern oder den Lehrerverbänden Bahn bricht, halte 
ich für unangemessen. Nun muss es um kluge und bedach-
te Initiativen nach vorn gehen, wie der für den notwendi-
gen, auch digital unterstützten Präsenzunterricht. 

Das richtige Verhältnis von Tradition und Innovation und 
vor allem ein dauerhaftes – auch finanzielles – Engagement 
für das, was die Schulen tatsächlich brauchen, ist politisch 
nötig: ein Konjunkturprogramm Schulbau, damit Schüle-
rinnen und Schüler wie ihre Lehrkräfte nicht nur endlich 
ausreichend große, gut belüftete Klassen- und Lehrerzim-
mer und adäquate Toiletten bekommen. Hier bräuchten wir 
nach dem „Bildungsgipfel“ der Kanzlerin noch eine weitere 
finanzielle Unterstützung des Bundes an die Kommunen 
für Schulbau und Schulsanierung.  

Wir brauchen – die Coronakrise zeigt es – eine umfassende 
digitale Ausstattung nebst IT-Fachkräften an den Schulen, 
Rechtssicherheit für die Lehrkräfte, und über eine bessere 
Aus- und Fortbildung in diesem Bereich hinaus selbstver-
ständlich auch für die wissenschaftliche Untersuchung der 
Effekte von digital unterstütztem Lernen auch ein Institut 
für digitale Qualitätssicherung im Bildungswesen. Hier 
liegen viele anschlussfähige Optionen mit den aktuellen 
diesbezüglichen Planungen von Bund und Ländern und 
dem BMBF. 

Nicht nur in diesem Bereich haben wir als Lehrerverbände 
bereits ab März Initiative ergriffen und Wege aufgezeigt. Was 
wir brauchen, ist also das sachgerechte und dauerhafte En-
gagement der Politik für die Schulen. Was wir nicht brauchen, 
sind Lippenbekenntnisse zur Unterstützung von Schule und 
Unterricht, die ausschließlich in Hygienekonzepte münden. 
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der Pädagogik zu kommen und die Grundsätze der Schule 
zu überdenken...

Was können Sie tun?  
Welche Möglichkeiten haben Sie?
Jammern und Klagen? Sich zurückziehen und abwarten? 
Schuldige suchen? Blinder Aktionismus? 

Wir können nicht so weitermachen wie bisher. Und es wird 
nicht mehr so sein wie vorher. Welche Möglichkeiten haben 
wir bei solch schwierigen Situationen? Bleibt uns nur der 
„resignierende Rückzug in die Privatheit“ – wie im Bieder-
meier? Verlieren wir unsere Wertegrundlage? Anspruch und 
Wirklichkeit „klaffen“ auseinander. Wir sind wieder in einer 
„Legitimationskrise“ (nach Habermas ein Bruch zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit). Je größer die Krisen, Belastun-
gen, Aufgaben und Innovationen, desto mehr brauchen wir 
starke Identitäten, die damit umgehen und leben können. 
Wenn Vertrauen und Verantwortung nicht mehr in der Welt 
sind, ist es Zeit, selbst eine Antwort zu finden. Was kann der 
Einzelne in seinem Leben tun – welche Ver-ANTWORT-ung 
kann jeder geben? 

Man muss das Gute tun, damit es in der Welt sei. 
Marie von Ebner-Eschenbach

Nur ein Wechsel der Einstellung zu den Belastungen, zu den 
Aufgaben und in der Grundhaltung schafft grundlegende 
Veränderungen und Verbesserungen: 

Die größte Form des Wahnsinns ist es, alles beim 
Alten zu lassen und trotzdem darauf zu hoffen, 
das sich etwas ändert. Albert Einstein 

Fragen Sie sich: Will ich in der „Opferrolle“ bleiben: mit Jam-
mern und Wehklagen jeden Tag und mich (über die Fehler 
der anderen) ärgern und wie in einem „Hamsterrad“ und 
immer wieder von Neuem anfangen? Oder will ich aktiv 
mein Leben gestalten und es verantwortlich selbst in mei-
ne Hände nehmen? Die Antwort ist wie ein „Schalter“, der 
umgelegt werden kann.

Es kommt immer eine Zeit, in der man zwischen 
dem Zuschauen und der Tat zu wählen hat. Das 
heißt Mensch werden. Camus

Fragen Sie sich dann „Warum? Was treibt mich an?“ So 
finden Sie eine besondere Antriebskraft, eine intrinsische 
Motivation. So können Sie eher etwas ertragen und tun, 
weil Sie genau wissen, warum Sie etwas tun. Welche Ein-
stellung wollen Sie für sich auswählen?

•	 �Einstellung „Opferrolle“: Belastungen aushalten „Wie 
soll ich das alles nur aushalten!“ 

•	 �Einstellung „Handelnder“: mit Belastungen umgehen – 
„Welche Möglichkeiten habe ich, mich darauf einzustel-
len, damit umzugehen und etwas zu gestalten?“

Wissenschaftler haben nachgewiesen, dass eine bewusste, 
strukturierte und intensive Selbstreflexion – und insbe-
sondere eine schriftliche Selbstreflexion in kleinen Schrit-
ten – eine Selbstwirksamkeit entwickelt und fördert und 
damit eigene Ressourcen freisetzt. Die Selbstwirksamkeit 
ist ein wichtiger Resilienzfaktor. Ein Begriff, der in der kog-
nitiven Psychologie (self-efficacy beliefs nach A. Bandura) 
das Bewusstsein, die Haltung und die Kompetenz umfasst, 
sein Leben und auch schwierige Situationen und Heraus-
forderungen mit aus eigener Kraft erfolgreich gestalten 
zu können. Das wiederum stärkt das Selbstvertrauen, die 
Persönlichkeit und die Identität und umgekehrt wieder die 
Selbstwirksamkeit – eine Interdependenz – eine sich ver-
stärkende wechselseitige Abhängigkeit. Und so kann man 
auch lernen, mit Problemen und schwierigen Situationen 
besser umzugehen.

Krisen fordern uns – Vom Umgang mit schwierigen 
Situationen
Von Gerhard Regenthal, Corporate Identity Akademie Braunschweig

Veränderungen brauchen Haltung 
Die Corona-Krise 2020 ist nicht nur eine tragische Pan-
demie – sie sorgt auch für schwere Belastungen für alle 
Menschen und eine umfassende Verunsicherung – sie sorgt 
für tiefgreifende Vertrauensverluste, Ängste und Orientie-
rungslosigkeit. Die Folge: Ungewissheit, Unplanbarkeit und 
grundlegende und tiefgreifende Veränderungen für unsere 
Gesellschaft und jeden Einzelnen. Sie ist ein „weltweiter 
Schock“, der uns alle „ausbremst“ und betroffen macht. 
(„ein Reset für die ganze Menschheit“ – eine „Rückbesin-
nung“ auf uns selbst und unser Gesellschaftssystem) Sie 
hat aber auch noch eine andere Seite – sie setzt Zeichen – 
wie jede Krise. Manchmal braucht es einen Reset, um wie-
der eine klarere Sicht auf die Aspekte und Grundlagen un-
seres Lebens und einen Blick für neue Chancen zu kriegen: 
Haltung und Würde in der Krise.

Nimmt man die Chance aus der Krise – wird sie 
zur Gefahr. Nimmt man die Angst aus der Krise – 
wird sie zur Chance. Chinesische Weisheit 

Diese Krise 
•	 �zwingt uns innezuhalten und uns mit der Situation 

auseinanderzusetzen – sie bringt uns zum Stoppen und 
macht uns unsere Lage und unser Leben „abrupt und 
gnadenlos“ bewusst;

•	 �zeigt uns, wie fragil, abhängig und anfällig unser Gesell-
schafts- und Wirtschaftssystem ist; 

•	 �zeigt uns die Grenzen der Globalisierung und unseres 
mechanistischen und übertriebenen erfolgsorientierten 
Denkens – sie fordert uns zwingend zum umfassenden 
Um-Denken auf;

•	 �ist Anlass, um zu sehen, wie ich mit Veränderungen und 
schwierigen Situationen bewusst umgehen kann – sie 
überprüft meine Kompetenzen und Einstellungen und 
fordert mich und unsere Gesellschaft heraus; 

•	 �„lehrt“ uns andere Verhaltens- und Arbeitsweisen zu 
finden und zu erproben; 

•	 �bringt uns wieder mehr zusammen – sie „schweißt uns 
zusammen“ und stärkt die Solidarität und das Gemein-
schaftsgefühl;

•	 �bringt uns zur Rückbesinnung auf unsere „fast verges-
senen“ Werte, wie Achtsamkeit, Nächstenliebe, Solida-
rität, Vertrauen, Mut und Verantwortung, die uns doch 
eigentlich so wichtig sind – sie lehrt uns, wie sie doch 
mehr zu „Leerhülsen“ geworden sind, obwohl sie jetzt 
gerade so wichtig sind;

•	 �öffnet den Weg hin zu einem echten Wertewandel – sie 
macht uns unsere grundlegenden Werte bewusster 
und wertvoller – eine „Renaissance“ der Werte für unser 
Zusammenleben. Eine Chance für einen „Neuanfang“;

•	 �sorgt in Zeiten des Vertrauensverlustes doch eigentlich 

für mehr Vertrauen und Stärke – ich muss und kann mit 
Selbst-Vertrauen und Selbst-Verantwortung lernen, mit 
diesen schwierigen Situationen umzugehen – ich bin 
ihnen nicht hilflos ausgeliefert;

•	 �stärkt somit die Persönlichkeiten, die sich den Heraus-
forderungen stellen, schafft Vorbilder und Zivilcourage 
– sie stärkt unsere Identitäten und damit unsere Ge-
meinschaft. Nur starke Identitäten mit diesen Werten, 
einer selbst-verantwortlichen Haltung und ihrem ent-
sprechenden Handeln können mit schwierigen Situa
tionen umgehen.

Der Edle bleibt fest in der Not. Wenn der Gemeine 
in Not kommt, so wird er trotzig. Konfuzius

Worum geht es?
Es geht hier nicht darum, schnelle Ratschläge zu geben für 
so eine einschneidende Krise. Es geht vielmehr darum, wie 
jeder Einzelne grundsätzlich mit schwierigen Situationen 
umgeht. Und dabei ist nicht das WAS (sachliche Ratschläge) 
und das WIE (methodische und strategische Vorgehenswei-
sen) vorrangig, sondern es geht vielmehr um das WARUM 
(die Sinnhaftigkeit, die Werte und Motivation – das „WOL-
LEN wollen“). Es geht um die grundsätzliche Einstellung 
– es geht um Ihre Haltung – gerade in schwierigen Zeiten. 
Denn die ist letztlich entscheidend. Krisen und schwierige 
Situationen testen unsere menschliche Grundeinstellung 
– unsere Moral und unsere Werte. Gerade dann sind sie 
besonders gefordert.

Eine Krise können Sie nicht einfach aus dem Fenster schmeißen. 
„Sie müssen sie die Treppe runtertragen“. Sie müssen sich 
„Stufe für Stufe“ reflektierend damit auseinandersetzen und 
Ihren eigenen Weg damit finden und gehen.

Es geht um die „Conditio humana“ (lat. menschliche Bedin-
gungen), die Natur des Menschen und die grundlegenden 
Umstände des menschlichen Daseins. Wie Sie sich gegen 
die Widrigkeiten wehren. Wofür Sie leben und arbeiten und 
was Ihnen in Ihrem Leben wichtig ist.

Was bedeutet das für Sie in der Schule?
Diese Krise ist auch Anlass, darüber nachzudenken, wie Sie 
mit schwierigen Situationen (Schulschließung, anderen 
Arbeitsweisen und Unterricht usw.) grundsätzlich umgehen 
wollen: als Einzelner (Schulleitung, Lehrkraft) zusammen 
mit dem Kollegium und als erzieherisches Vorbild für ihre 
Schülerinnen und Schüler. Wie Sie sich verhalten ist auch 
ein Zeichen – Sie sind immer Vorbild, in jedem Falle. Diese 
Krise ist ein guter Anlass, mal alles in der Schule „in Frage 
zu stellen“ und bewusst zu reflektieren: Die Krise ist ein 
grundsätzlicher Ansatzpunkt, um wieder zu den „Wurzeln“ 

Schul- und Bildungspolitik

Krisen in 5 Schritten angehen

Umgang mit 
schwierigen Situationen
von Gerhard Regenthal

1. Auflage 2020
356 Seiten, kartoniert
Carl Link Verlag
39,95 Euro 
ISBN 978-3-556-08293-5  

Wir können Krisen nicht verändern. Wir können nur uns 
selbst verändern. Wie wir über Krisen denken, mit ihnen 
umgehen und wie wir uns ihnen gegenüber verhalten. 
Krisen in 5 Schritten angehen – für sich, andere und unsere 
Gesellschaft und Umwelt. 

„Nicht die Dinge sind positiv oder negativ, son-
dern unsere Einstellung macht sie so.“ (Epiktet) 

Es geht nicht darum, was die Krise mit mir macht. Es geht 
darum, was ich mit der Krise mache. 

„Die größte Revolution in unserer Generation ist 
die Entdeckung, dass Menschen durch den Wandel 
ihrer inneren Einstellung die äußeren Aspekte ihres 
Lebens verändern können.“ (William James)
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Krisen in 5 Schritten angehen Erläuterungen Was denken Sie dazu?

1 Krisen verunsichern, sind gnadenlos –  
Ich kann mich dem nicht entziehen.
Jede Situation ist ein Ruf, auf den wir zu 
horchen, dem wir zu gehorchen haben.  
(Viktor Frankl)

Probleme sind keine Stopp-Schilder, sondern 
Wegweiser. 
(Robert H. Shuller)

Krisen verunsichern uns – umfassend und 
radikal. Sie zerstören unsere Gesellschaftsstruk-
turen, unsere persönlichen Gewohnheiten und 
geschätzten Strukturen – fordern uns heraus. 
Krisen isolieren mich – lassen mich allein... 
Ich bin gefragt. 

Ablehnen? 
Achtsam annehmen?

2 Suche nach Sicherheit –  
Ich muss mich entscheiden.
Es kommt immer eine Zeit, in der man zwischen 
dem Zuschauen und der Tat zu wählen hat.  
Das heißt Mensch werden.  
(Camus)

Wer sich zum Wurm macht, soll nicht klagen, 
wenn er getreten wird.  
(Kant)

Ich suche Halt, Sicherheit und Orientierung. 
Welche Einstellung wollen Sie für sich wählen?

A Einstellung „Opferrolle“: Belastungen aus-
halten „Wie soll ich das alles nur aushalten! Wer 
hilft mir?“ 

B Einstellung „Handelnder“: Selbstverantwor-
tung übernehmen und mit Belastungen um-
gehen – „Welche Möglichkeiten habe ich, mich 
darauf einzustellen, damit umzugehen und 
etwas zu gestalten? Was kann ich tun?“

A oder B? 
Selbstverantwortung 

3 Analysen und Fragen   
Was brauche ich? Was ist mein Ziel?
Der Ziellose erleidet sein Schicksal – der 
Zielbewusste gestaltet es.  
(Kant)

Reduktion und Reflexion:
Was brauche ich Wirklich?
Was ist mir           Wichtig?
Was ist mir           Wesentlich?
Was ist mir           Wertvoll?
Was mache ich    Warum?

Was...

4 Vorgehen und Strategie –  
Welche Grundlagen und Vorgehensweisen 
helfen mir?
Für Wunder muss man beten, für 
Veränderungen aber arbeiten. 
(Thomas von Aquin)

Der Umgang mit Krisen braucht klare feste 
Strukturen und Werte. Welche „alten“ Werte, 
Grundlagen und Strukturen kann ich revitali-
sieren, anpassen, verändern – welche „neuen“ 
brauche ich – kann ich 

entdecken – entwickeln – erleben

Unsicherheit braucht 
sichere Strukturen

5 Wirkungen auf die Personen – Was macht 
die Krise mit mir? Krisen zeigen, wer ich bin. 
Ich wünsche Dir, dass Du auch an Steinen, die 
Dir in den Weg gelegt werden, wächst. 
(Marie von Ebner-Eschenbach)
Jedes Problem ist ein Geschenk. Ohne sie 
würden wir nicht wachsen. 
(Tony Robbins)

So wird meine Identität bewusst, gestärkt und 
weiterentwickelt. Ich bekomme so Vertrauen, 
Motivation und Mut, um mit den Herausfor-
derungen umgehen und Neues entdecken zu 
können. Auch, um so mit Demut, Mitverantwor-
tung und Solidarität gut leben zu können. 

Wer will ich sein?

da capo... Alles ist in Veränderung... Neugier auf Neues

Schul- und Bildungspolitik

Bewältigungsstrategie bei der Schülerbeförderung 
unter Pandemiebedingungen unzureichend
Von Marta Kuras-Lupp

In einem Schreiben an die Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens hat der 
Philologenverband ein pandemiesicheres Schülerbeför-

derungskonzept gefordert, das dem Schutz der Schülerinnen 
und Schüler sowie der Bediensteten der Schulen angemes-
sen Rechnung trägt.

Die Corona-Situation stellt alle Betroffenen vor große Her-
ausforderungen, personell, finanziell wie auch organisato-
risch. Es gilt dabei jedoch der Anspruch, tragfähige Lösun-
gen für anstehende Probleme zu entwickeln. Gleichwohl 
haben wir aufgrund einer Vielzahl an Rückmeldungen aus 
der Mitgliedschaft den Missstand der Organisation der 
Schülerbeförderung problematisiert. Es geht konkret um 
die Umsetzung der Abstands- und Hygieneregeln im ÖPNV. 
Der Hygieneplan des Niedersächsischen Kultusministe-
rium wird nach Auffassung des Philologenverbandes ad 
absurdum geführt, wenn in den Schulen darauf geachtet 
wird, dass die sog. Kohorten möglichst nicht vermischt 
werden, die Schulbusse jedoch unter Überfüllung leiden. 
Den Schulen, Eltern und Schülerinnen und Schülern wird 
seitens der Schulträger häufig mitgeteilt, dass vor Ort kei-
ne weiteren Schulbusse und Fahrerinnen und Fahrer zur 
Verfügung gestellt werden könnten. Das können wir nach 
uns vorliegenden Informationen so nicht stehen lassen. Es 

ist nicht vertretbar und auch nicht zu vermitteln, dass re-
gionale bzw. lokale Busunternehmen, die unter einem Auf-
tragsschwund leiden, nicht zur Bewältigung der Schülerbe-
förderung unter Corona-Bedingungen eingesetzt werden. 
Die Kapazitäten sind vorhanden.

Die kommunalen Spitzenverbände sehen – um ihre Antwort 
zu zitieren – „nur wenige weitere Handlungsoptionen […], 
wenn die Schulanfangszeiten nicht deutlich versetzt wer-
den“ würden. Dies sei nach einer Abfrage bei den jeweiligen 
Schulen als „nicht umsetzbar“ angesehen worden. 

Als positiv, aber letztlich auch zwingend ist der Hinweis zu 
bewerten, dass die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen 
Spitzenverbände Niedersachsens zu diesem Thema in einem 
ständigen und engen Austausch mit dem Niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitali-
sierung, dem Niedersächsischen Kultusministerium und 
den Verkehrsbetrieben seien. Enttäuschend ist jedoch, dass 
sich die Schulträger zu der Option, lokale Busunternehmen 
einzubinden, in keinster Weise geäußert haben. Der Philo-
logenverband bleibt bei seiner ursprünglichen Forderung, 
eine tragfähige Bewältigungsstrategie bei der Schülerbeför-
derung unter Pandemiebedingungen zu entwickeln. Erneut 
verstreicht kostbare Zeit ungenutzt.
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Aktuelle Meldung nach Redaktionsschluss: Land Niedersachsen 
unterstützt die Schülerbeförderung nun mit 30 Mio. Euro für 
zusätzliche Fahrzeuge und Fahrer/innen. Spät, aber nicht zu spät.

„Wie herrlich ist es, dass niemand auch nur eine 
einzige Minute zu warten braucht, um damit zu 
beginnen, die Welt zu verändern.“   
(Tagebuch Anne Frank, 26. März 1944)

Conclusio: Krisen fordern mich. Krisen fordern mich heraus. 
Ich lerne viel über mich. Ich lerne mich kennen. Es ist eine Reise 
in mein Ich... Ich kann das steuern. Wohin geht die Reise? 

„Hoffnung ist nicht die Überzeugung, dass etwas 
gut ausgeht, sondern die Gewissheit, dass etwas 
Sinn macht, egal wie es ausgeht.“  
(Vaclav Havel)

„Nimmt man die Chance aus der Krise – wird sie 
zur Gefahr. Nimmt man die Angst aus der Krise – 
wird sie zur Chance.“ 
(Chinesische Weisheit)

„Des Menschen größtes Verdienst bleibt wohl, 
wenn er die Umstände so viel als möglich be-
stimmt und sich so wenig als möglich von ihnen 
bestimmen lässt.“ 
(Goethe)
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faktoren decken ein weites Feld ab – von unterrichtlichen 
Ursachen über äußere schulische Rahmenbedingungen bis 
hin zu persönlichen Einschränkungen. Genannt werden die 
großen Leistungsunterschiede zwischen den Schülern, das 
zu hohe Arbeitspensum, unzureichende Pausen, fehlende 
Ruhezonen, unzureichende Erholung am Wochenende, 
verhaltensauffällige Schüler, aber auch die mangelnde ma-
terielle Ausstattung, die Zunahme der Aufgaben und die 
Bürokratie.

Die Mehrheit der Lehrerinnen und Lehrer, so die Studie, 
arbeitet über 40 Stunden in der Woche unter Einrechnung 
der Ferienzeiten und fühlt sich durch die zu hohe Arbeits-
zeit stark belastet. Das ist für uns als PhVN nicht neu. Erho-
lungsphasen sind zu gering, Schlafprobleme unter anderem 
die Folge. Trotzdem sind die meisten Lehrer mit ihrem Beruf 
zufrieden. Wie ist dieses Spannungsverhältnis zu erklären?
Bei besonderen Projekten wie Klassenfahrten schnellt die 
Arbeitszeit sogar auf 51,0 Stunden an. In der Tat hat trotz 
hoher Belastung die LaiW-Studie eine hohe berufliche Zu-
friedenheit – 82 Prozent –aufgezeigt. In einem Freitextfeld 
konnten 2 bis 3 Argumente für die berufliche Zufriedenheit 
angegeben werden. Bei der Kategorisierung der Angaben 
ergaben sich 5 Hauptargumente. Eine deutliche Häufung 
tritt bei der Arbeit mit Schülerinnen und Schülern sowie der 
flexiblen Zeiteinteilung auf, gefolgt von der Autonomie im 
Unterricht, der Zusammenarbeit mit den Kollegen und der 
Vielseitigkeit der Anforderungen. Fazit ist, Lehrkräfte lieben 
ihren Beruf, und die Arbeit mit ihren Schülerinnen und 
Schülern macht ihnen Freude. 

Welche dringenden Empfehlungen ergeben sich aus den 
Ergebnissen der Studie? Wo besteht der größte Handlungs-
bedarf?
Im Fragebogen konnten Forderungen für bessere Rahmen-
bedingungen in den Schulen erhoben werden. Ganz oben 
steht bei den niedersächsischen Gymnasiallehrkräften das 
Bedürfnis nach Senkung der Regelstundenzahl, gefolgt 
von der Bildung kleinerer Klassen. Des Weiteren wurden 
die Verringerung der außerunterrichtlichen Aufgaben, die 
Verbesserung der organisatorischen Rahmenbedingungen 
und die Verringerung der Verwaltungsaufgaben genannt. 
Die Studie hat ergeben, dass die Belastungen zu senken 
sind und die Unterstützung zu steigern ist. Nur so wird die 
Zufriedenheit erhalten werden können.

„Das Gymnasium darf nicht nur durch chronische Überlas-
tung der Lehrkräfte funktionieren!“, folgert die DPhV-Vor-
sitzende Susanne Lin-Klitzing. Werden die Ergebnisse der 
Studie daher nun zum Politikum?
Die Studie hat zusammenfassend die Kernergebnisse er-
bracht, dass die Gymnasiallehrkräfte eine hohe Arbeitsbe-
lastung haben, sie aber eine hohe berufliche Zufriedenheit 
auszeichnet und dass sie das hohe Arbeitspensum nur 
wegen ihres herausragenden Pflichtgefühls bewältigen. 
Man fragt sich, ob dies neue Erkenntnisse sind? Sicher 
nicht, aber jetzt liegt der wissenschaftliche Beleg vor. Die 
Kultusminister der Länder sind in ihrer Fürsorgeverpflich-
tung gefordert. Den Dienstherrn muss es doch bedenklich 
stimmen, dass die Erholungsfähigkeit bei einem Drittel der 

Lehrkräfte als schlecht und sehr schlecht zu bezeichnen ist. 
Gesunder und ausreichender Schlaf gilt als Voraussetzung 
für die nächtliche Erholung und somit für den Erhalt der 
Leistungsfähigkeit. Aber 44 Prozent der niedersächsischen 
Gymnasiallehrkräfte schlafen schlecht. Die hohen Werte 
der Arbeitsaufnahme trotz Krankheit von 93 Prozent sowie 
des Wartens mit der Genesung bis zum Wochenende von 
84 Prozent zeigen ein hohes Maß an Pflichtgefühl. All dies 
zeigt aber auch den Handlungsbedarf der Kultusminister.

Wann und durch wen wird aufgrund der Ergebnisse der 
Studie das Thema in den notwendigen Fokus der Öffent-
lichkeit und der Politik gerückt?
Die Ergebnisse der Studie wurden auf einer gut besuchten 
Pressekonferenz im Mai des Jahres vorgestellt. Die Bericht-
erstattung in den Medien kann als sehr gut bezeichnet wer-
den. Die Corona-Pandemie hat jedoch die weitere Verfol-
gung überdeckt. Die Öffentlichkeit wie auch die Gymnasien 
stehen derzeit vor anderen Sorgen. Aber die Belastungen 
sind durch die Pandemie nicht geringer geworden. Und die 
Pandemie hat die Mängel der Schulen schonungslos auf-
gezeigt. Sie beschränken sich nicht auf die Digitalisierung. 
Frau Dr. Seibt hat auf der Pressekonferenz für das Institut 
für Präventivmedizin der Universitätsmedizin Rostock das 
Fazit gezogen: „Lehrer benötigen einen modernen Arbeits- 
und Gesundheitsschutz, weil sie hohe Anforderungen zu 
bewältigen haben und einen erheblichen Beitrag zum 
gesellschaftlichen Gemeinwohl leisten.“ Der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ist dringend auszubauen. Gerade die 
Pandemie hat aufgezeigt, die Studie bleibt auf der Agenda.

Das Interview führte Cord Wilhelm Kiel

Lehrerarbeit im Wandel?
Ergebnisse der umfangreichen DPhV-Studie Lehrerarbeit im Wandel – Gespräch mit dem Beauftrag-
ten des Deutschen Philologenverbandes für die Studie Rainer Starke

Lieber Herr Starke, lieber Rainer, den älteren Mitglie-
dern unseres Verbandes bist Du noch gut bekannt, 
inzwischen haben aber sehr viele neue Mitglieder 

den Weg in unseren Verband gefunden. Deshalb stelle ich 
Dich kurz für unsere Leser vor. Deine Unterrichtsfächer 
waren Geographie und Politik. In den verschiedensten 
Funktionen hast Du das Gymnasium kennengelernt und 
dessen Belange vertreten – schon in der Studentenzeit als 
Lehrkraft wegen des Lehrermangels bis zuletzt als Leiter 
des Viktoria-Luise-Gymnasiums in Hameln, dazwischen fast 
25 Jahre als Geschäftsführer des Philologenverbandes Nie-
dersachsen, als Mitglied des Schulhauptpersonalrates, des 
Landesschulbeirates und 12 Jahre als Vorstandsmitglied des 
Deutschen Philologenverbandes, zurzeit dort noch koop-
tiert. Heute führt uns aber die Studie Lehrerarbeit im Wan-
del, kurz LaiW-Studie genannt, zusammen. Darüber wollen 
wir einmal genauer sprechen. 

„Lehrerarbeit im Wandel?“ – so ist der Titel der Studie, 
bewusst mit einem Fragezeichen versehen. Was war der 
Anlass zu dieser Studie, und wie kam es dazu, dass Du die 
Projektleitung übertragen bekommen hast?
Zum Fragezeichen: Forschung ist ergebnisoffen, und der 
DPhV wollte mit einer wissenschaftlich abgesicherten 
Untersuchung in die Öffentlichkeit gehen. Gerade die wis-
senschaftliche Absicherung fehlte bisher. Anlass für die 
Studie war die Belastung der Gymnasien durch neue und 
vermehrte Aufgaben und Pflichten wie z.B. Unterricht für 
eine heterogenere Schülerschaft, die Qualitätsentwicklung 
und ihre Evaluation in den Schulen oder die Übertragung 
erweiterter Entscheidungsbefugnisse auf die Schulen. Die 
Folge sind Mehrarbeit sowohl für die Lehrkräfte als auch für 
die Schulleitung z.B. wegen aufwändigerer Vor- und Nach-
bereitung des Unterrichts, Mitarbeit im Schulvorstand bzw. 
in weiteren Konferenzen und der Übernahme weiterer Ver-
waltungstätigkeiten im Rahmen der Eigenverantwortlichen 
Schule. Für die neuen Aufgaben ist keinerlei Entlastung 
erfolgt: weder eine Erhöhung der Anrechnungsstunden 
noch die Senkung der Regelstundenzahl.

Die Kultusministerkonferenz verweigerte die Durchführung 
einer aktuellen Studie und auch die niedersächsischen Kul-
tusminister haben den „gefühlten“ zusätzlichen Belastungen 
bisher nicht Rechnung getragen. Durch die Studie können 
Forderungen des Philologenverbandes untermauert werden.

Die Studie wurde von Frau Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. Rein-
gard Seibt, Forschungsgruppenleiterin Psychophysiologie 
am Institut für Präventivmedizin der Universitätsmedizin 
Rostock, geplant, durchgeführt und ausgewertet. Wir haben 
hervorragend zusammengearbeitet. Ich leitete damals den 
Berufspolitischen Ausschuss des DPhV und so wurde mir 
und Steffen Pabst die Betreuung der Studie für den DPhV 
übertragen. Die Studie war eine Herzensangelegenheit des 

damaligen DPhV-Vorsitzenden und heutigen Präsidenten 
des Deutschen Lehrerverbandes Heinz-Peter Meidinger 
sowie des Schatzmeisters Andreas Bartsch, der die Finanzie-
rung sicherstellte. Gefördert wurde die Studie übrigens von 
der Krankenkasse DAK Gesundheit.

Mit fast 19.000 ausgewerteten Datensätzen der online 
befragten Lehrkräfte ist dies bundesweit die bisher um-
fassendste Erhebung zur Belastung und Gesundheit von 
Gymnasiallehrkräften. Wie aussagekräftig ist das erhobene 
Datenmaterial insgesamt?
Dies war unsere bange Fragestellung zur LaiW-Studie vorab. 
176.706 Lehrkräfte der Gymnasien bundesweit wurden um 
Teilnahme gebeten. 18.971 Rückläufe waren auswertbar. 
Dies entspricht einer Quote von 11 Prozent. Die Bundessta-
tistik des Schuljahres 2016/17 zeigte uns: die Rücklaufquote 
war groß genug und die Zusammensetzung der Stichprobe 
nach Geschlecht, Beschäftigungsumfang und gemäß der 
Altersstruktur spiegelt die Realität hinreichend wider, um 
repräsentative Aussagen auf Bundesebene treffen zu kön-
nen. Nach diesen Feststellungen wurde überhaupt erst mit 
der Auswertung begonnen.

Wie stellt sich die Auswertung der Studie für Niedersach-
sen dar? Welche Ergebnisse kannst Du für unsere Lehrkräfte 
herausstellen?
Zunächst ist festzuhalten, dass die Daten für Niedersachsen 
ebenfalls aussagekräftig sind. Mit 7,5 Prozent konnte eine 
hinreichende Teilnehmerzahl der niedersächsischen Gym-
nasiallehrkräfte registriert werden. Die Zusammensetzung 
der Stichprobe weist eine flächendeckende Beteiligung 
unabhängig von der Stadtgröße auf. 

Die Ergebnisse für Niedersachsen korrelieren hinsichtlich 
der Belastung, aber auch der beruflichen Zufriedenheit 
mit den Bundesergebnissen. Wenn der Philologenverband 
Niedersachsen in den letzten Jahren bei den verschiedenen 
Kultusministern die hohe Belastung angeprangert hat, wur-
de die vergleichsweise niedrige Regelstundenzahl entgegen 
gehalten. Niedersachsen kennt jedoch weder Stundenre-
duzierungen für den Oberstufenunterricht noch für die 
Klassenleitertätigkeit. Die eigenverantwortliche Schule hat 
dazu geführt, dass nahezu jede Lehrkraft am Gymnasium 
Zusatzaufgaben außerhalb des Unterrichts wahrzunehmen 
hat, ohne dass die Gymnasien hierfür mit den erforderli-
chen Anrechnungsstunden ausgestattet worden sind. Die 
Anträge aus den Gymnasien an die Vertreterversammlun-
gen des Verbandes finden in der Studie ihre wissenschaftli-
che Rechtfertigung.

Zwei Drittel der Befragten belastet der Lehrerberuf hoch/
sehr hoch. Welches sind die schlimmsten Stressfaktoren?
Eine der Kernaussagen der LaiW-Studie ist tatsächlich die 
hohe Belastung der Lehrkräfte. Die genannten Belastungs-

Das aktuelle Interview
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Überlastet – was tun?
Von Christoph Andrich

Wie soll ich das bloß schaffen?! Diese oder ähnliche Fragen 
stellen sich derzeit viele Kolleginnen und Kollegen. Kaum 
noch freie Zeit zur Erholung, die Wochenenden werden 
durchgearbeitet, für Familie und Freunde bleibt keine Zeit 
mehr, der Schlaf auf ein Minimum reduziert – all dieses 
kann Folge einer akuten Arbeitsüberlastung sein. Doch wie 
gehe ich mit der Situation um, wie kann ich reagieren?

Überlastungsanzeige als Notsignal
In der Regel haben bereits vorab Gespräche mit Kolleginnen 
und Kollegen, dem Personalrat sowie dem oder der Dienst-
vorgesetzten stattgefunden, in welchen (erfolglos) versucht 
wurde, die Überlastung zu reduzieren. Die Überlastungs-
anzeige ist sozusagen das Notsignal für alle betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen, um deutlich zu machen, dass die 
Arbeitsbelastung das zumutbare Maß deutlich und dau-
erhaft überschritten hat und daraus möglicherweise eine 
Verletzung der Dienstpflichten folgen könnte, indem Fristen 
verpasst werden, Arbeiten überhaupt nicht mehr erledigt 
werden oder so lange liegen bleiben, dass daraus Folge-
schäden entstehen. In solch einer Situation besteht für die 
Betroffenen nicht nur das Recht, sondern auch die Verpflich-
tung, diese Überlastung gegenüber dem Dienstherrn bzw. 
Arbeitgeber anzuzeigen. Nach § 15 ArbSchG sind Beschäf-
tigte verpflichtet, nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß 
der Unterweisung und Weisung des Arbeitgebers für ihre 
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit Sorge zu tragen. 
Eine Überlastung muss spätestens dann angezeigt werden, 
wenn der angefallene Rückstand nicht mehr aus eigener 
Kraft abgebaut werden kann und / oder die Übersicht über 
die zu leistende Arbeit nicht mehr vorhanden ist. 

Die Frage, ab wann denn genau eine Überlastung im Einzel-
fall vorliegt und angezeigt werden muss, ist nur individuell 
zu beantworten. Hierbei spielt insbesondere die subjektive 
persönliche Leistungsfähigkeit eine Rolle, aber auch die 
üblichen und angemessenen Leistungsanforderungen, die 
an den Posten an sich zu stellen sind. Dabei ist grundsätz-
lich der Umfang der Arbeitsleistung maßgeblich, welcher 
auf Dauer – und nicht in punktueller Spitzenbelastung – er-
bracht werden kann und muss. 

Zwischen Fürsorgepflicht des Dienstherrn und Treue-
pflicht der Bediensteten
Durch die Überlastungsanzeige soll verhindert werden, 
dass der Dienstherr nicht wahrnimmt, dass die Arbeitsbe-
lastung über das zumutbare Maß hinaus angestiegen ist 
und die Dienstpflichten nicht mehr ordnungsgemäß erfüllt 
werden können. Außerdem soll dem Dienstherrn aufgezeigt 
werden, welche Gefahren aus nicht oder nicht rechtzeitig 
erledigter Arbeit resultieren und die Möglichkeit geschaffen 
werden, insoweit für Abhilfe zu sorgen. Außerdem ist die 
Überlastungsanzeige für die Haftung des jeweiligen Be-
diensteten ausschlaggebend, welche diese dann u.U. nicht 
mehr trifft, sondern auf den Dienstherrn übergeht. Eine 

Haftung aufgrund der Überlastung kann durch verschlepp-
te oder unzureichend ausgeführte Amtsgeschäfte entste-
hen. Zunächst trifft diese zwar den Rechtsträger, in dessen 
Amtsbereich der Schaden entstanden ist, hier das Land als 
Dienstherrn. Allerdings kann der Dienstherr bei dem oder 
der Betroffenen dem Grunde nach Regress fordern, wenn 
insoweit der Vorwurf zutrifft, die Überlastung nicht oder 
nicht rechtzeitig angezeigt zu haben und dies mindestens 
grob fahrlässig war. Geprüft werden muss allerdings auch 
dann immer ein Mitverschulden des Rechtsträgers, wenn 
dieser im Rahmen der ihm obliegenden Organisations- und 
Ausstattungspflicht nicht vorher für Abhilfe gesorgt hat, 
obwohl ihm die Zustände bereits bekannt waren oder hät-
ten bekannt sein müssen. 

Nicht berührt werden von der Überlastungsanzeige die 
Dienstpflichten an sich – diese bleiben weiterhin bestehen 
und müssen so gut wie möglich von dem oder der Betroffe-
nen erfüllt werden. 

Inhaltliche Anforderungen einer Überlastungsanzeige
Eine Überlastungsanzeige ist grundsätzlich individuell zu 
verfassen und abzugeben. Auch wenn möglicherweise die 
Problematik für weitere Kolleginnen und Kollegen eben-
falls besteht, muss die Anzeige von jedem Einzelnen / jeder 
Einzelnen abgefasst werden. Dies folgt bereits daraus, dass 
auch subjektive Maßstäbe, welche Arbeit schaffbar ist, 
dargelegt und zugrunde gelegt werden müssen. Dies kann 
bereits denklogisch nicht verallgemeinert abgefasst wer-
den. Die individuell vorhandenen Probleme und Belastun-
gen müssen dabei so genau wie möglich geschildert und 
dargelegt werden. Dabei sind Arbeitsabläufe darzustellen, 
aufgetretene Probleme zu dokumentieren, Art und Umfang 
der Arbeitsbelastung, ggf. auch Gründe für die gesteiger-
te Belastung – je genauer die Beschreibung und Anzeige 
erfolgt, desto besser kann der Dienstherr für eine Abhilfe 
sorgen. Vermieden werden sollte jedoch eine „Androhung“, 
dass für den Fall der unverändert fortgesetzten Belastung 
eine Krankmeldung erfolgen wird oder könnte. Dies könnte 
als angekündigte Krankheit gewertet werden und dienst-
rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. Gleichzeitig 
sollte in der Überlastungsanzeige auch angegeben werden, 
welche individuellen Anstrengungen bereits unternommen 
wurden, um die Überlastung abzubauen oder zu verhin-
dern. Geführte Gespräche und unternommene Lösungsver-
suche sollten dargestellt werden, möglichst auch mit einer 
Begründung, warum diese Versuche gescheitert sind. 

Die Anzeige muss auf dem Dienstweg an den Dienstherrn 
adressiert eingereicht werden. Gleiches gilt auch für Tarif-
beschäftigte. 

Die individuellen Gründe für eine Überlastung können 
ganz vielfältiger Natur sein: Denkbar sind z.B. der gehäufte 
(krankheitsbedingte) Ausfall von Kolleginnen und Kollegen 

und die damit zusammenhängende Zusatzarbeit durch 
Korrekturen, Vertretungen etc., eine deutlich zu geringe Un-
terrichtsversorgung mit daraus resultierender Mehrarbeit, 
schwierige Lerngruppen, gesteigerte Belastung durch zu-
sätzliche Arbeit (insbesondere auch während der aktuellen 
Pandemie), gesteigerte Übertragung von außerunterricht-
lichen Tätigkeiten, persönliche und familiäre Probleme, etc. 
Die Liste von Gründen ließe sich beliebig fortführen und 
ist keinesfalls abschließend. Es sei nochmals betont, dass 
jeweils die individuelle Situation bewertet werden muss 
und ausschlaggebend für die Feststellung einer Überlas-
tung ist. Betroffene Kolleginnen und Kollegen leiden häufig 
unter Stresssymptomen, Schlaflosigkeit, gehäuften Aus-
fällen wegen Erkrankung, ggf. höheren Fehlerquoten usw., 
auch hier sind die Auswirkungen vielfältig und keinesfalls 
abschließend. Sollte eine solche Symptomatik individuell 
festgestellt werden, ist es an der Zeit zu handeln. 

Beteiligung der Personalvertretungen
Der oder die Betroffene ist dabei auch dazu berechtigt, 
Organe wie den Personalrat, Schwerbehinderten- oder 
Auszubildendenvertretung, den oder die Zuständige für 
Arbeitssicherheit usw. über die Anzeige und die zugrun-
deliegende Situation zu informieren. Dies folgt bereits aus 
dem gesetzlichen Auftrag der jeweiligen Stellen und Insti-
tutionen, dass diese die Beschäftigteninteressen gegenüber 
dem Dienstherrn wahren und vertreten sollen um ggf. dann 
auch ihren Beitrag zur Verbesserung der Situation leisten 
zu können. Grundsätzlich wird auch wohl eine Information 
von Kolleginnen und Kollegen über den belastenden Zu-
stand zulässig und möglich sein, die dann jedoch ggf. der 
Verschwiegenheit unterliegen und die ihnen bekanntge-
wordenen Informationen nicht weitertragen dürfen. Ab-
weichend zu beurteilen dürfte dies für eine Information der 
Öffentlichkeit sein, es sei denn, dass diese ein überragendes 
Interesse daran hätte, von der Problematik zu erfahren. Dies 
sollte jedoch überaus restriktiv gehandhabt und möglichst 
sicherheitshalber vermieden werden, grundsätzlich dürfte 
insoweit die Verschwiegenheitspflicht vorrangig sein. Auch 

der Datenschutz sowie weitere Rechte Dritter, welche davon 
u.U. betroffen sein könnten, sind dabei zu berücksichtigen. 

Überlastungsanzeige gestellt – und dann?
Nach einer Überlastungsanzeige wird es voraussichtlich 
zunächst zu einem Personalgespräch kommen, in welchem 
dann die Situation erörtert wird und Maßnahmen zur Lö-
sung der Problematik gesucht und erarbeitet werden soll-
ten. Sofern sich in dem Gespräch eine Entwicklung zeigen 
sollte, die für den oder die Betroffenen Disziplinarmaßnah-
men oder Statusfragen zum Inhalt hat, sollte das Gespräch 
unbedingt unterbrochen und nur unter Hinzuziehung von 
Dritten als Beistand (Personalrat, rechtlicher Beistand etc.) 
fortgesetzt werden. Das Gespräch sollte überdies protokol-
liert werden, um späteren Streitigkeiten vorzubeugen und 
Inhalt und Ergebnis festgeschrieben zu haben. 

Im Übrigen gelten für dieses Personalgespräch die üblichen 
Regelungen: Fragen, welche auch in sonstigen Gesprächen 
unzulässig sind, dürfen nicht gestellt oder zumindest die 
Beantwortung durch den oder die Betroffenen verweigert 
werden, insbesondere z.B. zu Drogen- und Alkoholprob-
lemen und privaten Problemen des oder der Betroffenen. 
Auch nähere Angaben zur Art einer Krankheit und einer 
konkreten Diagnose sind grundsätzlich nicht zulässig. 
Manchmal kann es jedoch Sinn ergeben, auch insoweit 
gestellte Fragen zu beantworten, wenn diese Teil des Prob-
lems sind und Abhilfe nur oder besser geschaffen werden 
kann, wenn dies dem Dienstherrn bekannt gemacht wird. 
Dies muss im Einzelfall abgewogen und entschieden wer-
den. Im Idealfall steht am Ende des Gesprächs dann eine 
Lösung, welche das Problem des 
oder der Betroffenen löst.

Wir stehen Ihnen mit unserer 
individuellen Beratung zur 
Seite. Sprechen Sie uns an.

Aus der Rechtsprechung 
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möglich ist, weil beispielsweise der Betrachtungszeitraum 
zu gering ist oder das Leistungsbild des Schülers bzw. der 
Schülerin in den zu beurteilenden Phasen in besonderer 
Weise uneinheitlich ausfällt oder auffällig von den Vorleis-
tungen abweicht […]; das ist hier aufgrund der geringen 
Präsenzstundenzahl der Fall. Ihrer Pflicht ist die Antrags-
gegnerin indes in nicht zu beanstandender Weise durch 
das Angebot von Onlineunterricht und Aufgaben zur 
häuslichen Bearbeitung nachgekommen; der Antragsteller 
hat die Angebote indes nicht bzw. nicht mit Erfolg wahr-
genommen. Vor diesem Hintergrund vermag der Senat – 
unabhängig davon, dass Erlasse das Gericht grundsätzlich 
nicht zu binden vermögen – eine Abweichung von den in 
Nr. 3.1 des Runderlasses des Nds. Kultusministeriums vom 
3. Mai 2016 (SVBl. 2016, 303) festgelegten Bewertungs-
grundsätzen nicht zu erkennen. Hinzu kommt schließlich: 
Selbst, wenn weder ausreichender Schulunterricht erteilt 
noch ausreichende Ersatzleistungen angeboten worden 
wären, käme eine Versetzung in die Qualifikationsphase 
allenfalls dann in Betracht, wenn das bisherige Gesamtbild 
der Leistungen des Antragstellers darauf schließen ließe, 
dass bei ordnungsgemäßem Unterricht versetzungs
adäquate Leistungen erzielt 
worden wären. Das ist mit Blick 
auf die ebenfalls bei weitem 
unzureichenden Leistungen 
im regulär verlaufenen ersten 
Schulhalbjahr nicht der Fall.“ 
(Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg, Rn. 9, 10)

Keine vorläufige Zulassung zur Abiturprüfung wegen mög-
lichen Informationspflichtverstößen – Bewertung trotz 
Unterrichtsausfalls infolge Coronapandemie (Oberverwal-
tungsgericht Lüneburg, Beschluss vom 03.06.2020, Az. 2 ME 
265/20)

Tenor: 
1. 	� Verstöße gegen Informations-, Beratungs- und Kommu-

nikationspflichten sind grundsätzlich weder geeignet, 
einen Anspruch auf die Versetzung in den nächsthöhe-
ren Schuljahrgang noch auf eine Zulassung zum Abitur 
zu begründen.

2. 	� Zur Frage, ob die Anzahl der 
Unterrichtseinheiten ange-
sichts der Unterrichtsausfälle 
wegen der Corona-Pandemie 
eine ausreichende Grundlage 
für die Bewertung der im 
Unterricht gezeigten Leis-
tungen bildet – hier: bejaht 
– und ob eine Ersatzleistung 
(hier: Referat) anzubieten ist – hier: verneint.

Schulische Abschlussprüfungen in der Corona-Pande-
mie (Verwaltungsgericht Braunschweig, Beschluss vom 
07.10.2020, Az. 6 B 160/20)

Tenor: 
1. 	� Angebliche Mängel in der Prüfungsvorbereitung sind 

rechtzeitig, d.h. grundsätzlich vor Beginn der Prüfung 
und in unmittelbarem Zusammenhang mit dieser zu 
rügen. 

2. 	� Ein zur Rechtswidrigkeit der Prüfungsentscheidung 
führender Rechtsfehler liegt im Fall einer durch äußere 
Umstände beeinträchtigten Vorbereitungszeit vor, wenn 
eine angemessene, dem Gebot der Chancengleichheit 
entsprechende Vorbereitung auf die Prüfungen schlech-
terdings nicht möglich war.

3. 	� Die sich aus der Pandemie ergebenden Beeinträchti-
gungen in der Vorbereitung auf Abschlussprüfungen 
sind von den Schülerinnen und Schülern grundsätzlich 
hinzunehmen.

4. 	� Auch die Erschwernisse, die bei der Vorbereitung auf 
die schulischen Abschlussprüfungen aufgrund der 
COVID-19-Pandemie entstehen, entbinden die Schulen 
nicht von der sich schon aus der Verfassung ergebenden 
Pflicht, die Noten für die Ab-
schlussprüfungen allein an-
hand der von den Schülerin-
nen und Schülern erbrachten 
Leistungen zu bestimmen. 

Aus der Rechtsprechung
Von Marta Kuras-Lupp

Bezahlung von tarifbeschäftigten Gymnasiallehrkräf-
ten an Gesamtschulen rechtswidrig (Bundesarbeits-
gericht, Urteil vom 16.07.2020, Az. 6 AZR 321/19)

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat über die Eingruppie-
rung von tarifbeschäftigten Gymnasiallehrkräften ent-
schieden. Leider liegt der Volltext der Entscheidung bis zum 
Redaktionsschluss noch nicht vor, es ist bislang lediglich 
der Tenor bekannt. Allerdings dürfte die Entscheidung der 
Vorinstanz, des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen, auch 
inhaltlich in der Begründung Eingang gefunden haben – die 
Veröffentlichung der Gründe bleibt jedoch zunächst noch 
abzuwarten. 

Das BAG hat in seiner Entscheidung entschieden, dass 
tarifbeschäftigte Lehrkräfte in Niedersachsen zum Teil zu 
niedrig eingruppiert worden sind. Sofern die fachlichen 
Voraussetzungen bei der betroffenen Lehrkraft zum Un-
terricht an Gymnasien vorhanden sind und sie auch ent-
sprechend tätig wird, so ist die Lehrkraft auch wie andere 
Tarif-Gymnasiallehrkräfte nach EG 13 TV-L zu bezahlen. Dies 
betrifft insbesondere Lehrkräfte an Gesamtschulen, aber 
auch Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger an Gymnasi-
en, die – zumindest anteilig – gymnasial unterrichten. Diese 
betroffenen Gruppen sind bislang zumeist deutlich unter 
EG 13 TV-L eingruppiert ( je nach bisherigem Einsatz) – das 
BAG hat nunmehr festgestellt, dass diese nach EG 13 TV-L 
eingruppiert werden müssen. 

Betroffene sollten nunmehr zeitnah aufgrund der tariflichen 
Ausschlussfrist die Höhergruppierung geltend machen. 
Dieses Schreiben, gerichtet über den Dienstweg an das 
jeweilige Regionale Landesamt für Schule und Bildung 
(RLSB – bisher NLSchB), ist nicht formulargebunden – es 
sollte einfach die Höhergruppierung unter Bezugnahme  
auf das o.g. Urteil beantragt werden. Ein entsprechendes 
Musterschreiben finden Sie in unserem Mitglieder-Login.

Sobald der Volltext der Entscheidung veröffentlicht wird, 
werden wir noch weitergehend dazu informieren. 

Bei Fragen zum Sachverhalt gibt die Geschäfts-
stelle des Philologenverbandes gerne Auskunft. 

Versetzung in die Qualifikationsphase der gymnasialen 
Oberstufe; verlässliche Bewertung der Leistungen eines 
Schülers nach pandemiebedingter Schulschließung (Ober-
verwaltungsgericht Lüneburg, Beschluss vom 23.09.2020, 
Az. 2 ME 345/20)

Tenor: Wenn aufgrund einer pandemiebedingten Schul-
schließung eine verlässliche Bewertung der Leistungen 
eines Schülers nicht möglich ist, weil etwa der Betrach-
tungszeitraum zu gering oder das Leistungsbild des Schü-
lers in den zu beurteilenden Phasen in besonderer Weise 
uneinheitlich ausfällt oder auffällig von den Vorleistungen 
abweicht, kann abhängig von den Umständen des Einzel-
falls eine Verpflichtung der Schule in Betracht kommen, 
Ersatzleistungen zum Beispiel in Form von Onlineunterricht 
und Aufgaben zur häuslichen Bearbeitung anzubieten.

Der Antragsteller begehrte erfolglos seine vorläufige Ver-
setzung in die Qualifikationsphase (12. Schuljahrgang) der 
gymnasialen Oberstufe.

„Der Senat teilt auch nicht die Auffassung des Antrag-
stellers, die pandemiebedingten Einschränkungen des 
Schulbetriebs machten eine verlässliche Bewertung seiner 
Leistungen unmöglich. Im Fach Mathematik haben sowohl 
vor als auch nach der pandemiebedingten Unterbrechung 
des Präsenzunterrichts ausweislich der Dokumentation der 
Antragsgegnerin Schulstunden in einem Umfang stattge-
funden, die eine Leistungsbewertung ermöglichen […]. In 
den Fächern Biologie und Chemie war der Präsenzunter-
richt demgegenüber so begrenzt, dass die Schule gehalten 
war, Ersatzleistungen anzubieten. Eine solche Verpflichtung 
kann abhängig von den Umständen des Einzelfalls in 
Betracht zu ziehen sein, wenn aufgrund eines Unterrichts-
ausfalls eine verlässliche Bewertung der Leistungen nicht 

Aus der Rechtsprechung 
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PhVN-Personalräte erstellen Informationsvideos  
zur Personalratsarbeit
Von Cord Wilhelm Kiel

Die Corona-Krise hat, neben vielen anderen Dingen, 
auch die Personalratsarbeit an den Schulen nach-
drücklich erschwert. So mussten unter anderem 

die bereits seit langem terminierten Schulungen für neu 
gewählte Personalräte, die kurz nach den Personalratswah-
len im April, Mai und Juni vorgesehen waren, abgesagt bzw. 
verschoben werden.

Vor den Herbstferien haben unsere Bezirkspersonalräte in 
den einzelnen Regionalabteilungen dann die Präsenzveran-
staltungen „Grundschulung für Schulpersonalräte“ nachge-
holt. Die Resonanz fiel dabei unterschiedlich aus: Während 
einige Seminare bereits nach kürzester Zeit ausgebucht wa-
ren, reagierten die Kolleginnen und Kollegen auf zweitägige 
Angebote – eigentlich Grundvoraussetzung für die inhalt-
lich umfangreiche und komplexe Materie – zurückhaltend. 
Schulungen kurz vor den Herbstferien erlebten dann bereits 
erste Corona-bedingte Absagen. Nun sind Präsenzveranstal-
tungen vorerst wieder nicht möglich.

Die Stufenpersonalräte des Philologenverbands sind 
unterdessen nicht untätig gewesen. Bereits kurz nach 
Beginn der Corona-Krise begann die interne Vernetzung 
per umfangreicher Videokonferenzen. In Kürze sollen 
Online-Schulungen angeboten werden. Bereits fertigge-
stellt wurden insgesamt vier Schulungsvideos, welche die 
Kolleginnen und Kollegen aus dem Schulbezirkspersonalrat 
am Regionalen Landesamt für Schule und Bildung Lüne-
burg unter der Federführung von Katharina Kurze erarbei-
tet haben.

„Basics für Schulpersonalräte“ – Allgemeine Rechte und 
Pflichten, Geschäftsführung, Beteiligung des Personalrats – 
sowie „Abordnungen“ heißen die Lernfilme, die Katharina 
 Kurze, Jörg Gödecke , Gisela Frey und Sylvia Burde erar-
beitet haben und die ab sofort im internen Bereich der 
PhVN-Homepage (www.phvn.de) für unsere Mitglieder 
einsehbar sind und eine erste Orientierung und Hilfe 
darstellen.

Personalratsarbeit und Schulrecht
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Keine Abordnungen in Pandemie-Zeiten!
Von Jörg Gödecke

Es mehren sich im SBPR Lüneburg Anfragen und deut-
liche Kritik am derzeitigen Umgang mit Abordnun-
gen von Kolleginnen und Kollegen zum Ausgleich 

der Unterrichtsversorgung an den Schulen einer Region in 
Zeiten der Pandemie. 

Gerade das Abordnen mit einem Teil des Stundendeputats 
und somit das Pendeln zwischen zwei (oder mehr) Syste-
men und Standorten stellt vor dem Hintergrund des von 
der Landesregierung und dem Bund beschlossen Maßnah-
menkatalogs zur Infektionseindämmung eine Widersprüch-
lichkeit dar, die ihresgleichen sucht. 

„Soziale Kontakte sind zu minimieren“ heißt es dort im 
Kern. Lehrer haben neben den zahlreichen Kontakten in z.T. 
großen Kollegien massenhafte Kontakte zu Schülerinnen 
und Schülern. Sie unterrichten, ohne dass der Dienstherr 
ihnen angemessene Schutzausrüstung zur Verfügung stellt, 
täglich bis zu 180 Kinder und junge Erwachsene und kom-
men somit auf mehr soziale Kontakte als (fast) jede andere 
Berufsgruppe. Zudem werden zum Beispiel durch volle oder 
sogar überfüllte Schulbusse alle Vorsichts- und Hygiene-
maßnahmen in den Schulen ad absurdum geführt. Als sei 
dies nicht schon problematisch genug, sollen Lehrkräfte 
weiterhin per Abordnungen in mehreren Dienststellen tätig 
sein und ihre „sozialen beruflichen Kontakte“ wöchentlich 
vervielfachen. Dies führt dazu, dass mögliche Infektionen 
von einer Schule in die nächste getragen werden und sich 
ungehindert ausbreiten. Das Ziel von Abordnungen, den 
Unterricht möglichst flächendeckend zu gewährleisten und 
zu sichern, sehen wir durch die aktuelle Abordnungspraxis 
sogar stärker gefährdet als ohne Abordnungen. Denn es 
besteht nunmehr die Gefahr, dass immer mehr Schulen, 
Klassen und Kollegien von Infektionen betroffen sind und 
somit der Unterrichtsausfall durch infizierte Lehrkräfte (die 
es schon reichlich gibt!) größer wird, als er das ohne die 
Abordnungen wäre.

Die Infektionsvermeidung soll oberste Priorität haben, was 
der Gesellschaft vielfach und eindringlich vermittelt wird, 
u.a. von der Bundeskanzlerin und dem niedersächsischen 
Ministerpräsidenten. Lehrkräfte und Schülerschaft (und so-
mit auch indirekt Familien insgesamt) werden hier schein-
bar als Sondergruppe gesehen, für die andere Prioritäten 
gelten. Der Arbeits- und Gesundheitsschutz (AuG), wird 
aus Sicht der Schulbezirkspersonalräte nicht ausreichend 
beachtet.

Es entsteht vielmehr der Eindruck, dass Infektionen billi-
gend im Kauf genommen werden, denn schon jetzt (Stand 
Mitte November) zeigt sich durch die Schließung einiger 
Schulen und durch zahlreiche in Quarantäne befindliche 
Lerngruppen, dass das Virus sehr wohl auch in den Schulen 
angekommen ist und es dort eine potentielle Verbreitung 
gibt. Es ist in der Presse sowie in der Rundverfügung 

27/2020 vom 06.11.20 vom MK zu lesen, dass Gesundheits-
ämter nicht mehr angemessen schnell geeignete Maßnah-
men für die Schulen verfügen können. Ein weiteres „Abord-
nen“ (Aufrechterhalten bestehender Abordnungen sowie 
das Verfügen neuerlicher Abordnungen) darf somit keine 
Option mehr sein.

Geradezu absurd und zynisch wirken Abordnungen vor 
dem Hintergrund der in den RLSB und dem MK verordneten 
Maßnahmen zum Infektionsschutz der dort Beschäftigten 
(Kontaktformulare, Desinfektionsmittelspender, Mund-
Nasen-Bedeckungen sollen gestellt und getragen werden, 
max. Raumbelegung für Sitzungen, Einschränkungen 
der Bürobesuche, Homeoffice etc.). Hier wird seitens des 
Dienstherrn augenscheinlich mit zweierlei Maß gemessen 
im Umgang mit seinen Beschäftigten, je nach Dienstelle.

Zum neuen Schulhalbjahr werden aktuell in den RLSB 
weitere Abordnungen verfügt und geplant. Das stellt eine 
unzumutbare und widersprüchliche Maßnahme dar, die 
entschieden abzulehnen ist. 

Vor dem Hintergrund der Pandemie sind 
Abordnungen ab sofort auszusetzen.
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Ersatz-Preisverleihung sorgte für strahlende 
Schülergesichter
Von Cord Wilhelm Kiel

Schülerinnen und Schüler aus der Region Hameln-
Pyrmont konnten beim diesjährigen Europäischen 
Wettbewerb (EW) teilweise sehr hochkarätige Preise 

gewinnen (wir berichteten). Leider aber fiel aufgrund der 
Corona-Pandemie die festliche Preisverleihung im Landtag, 
die für Ende Mai angesetzt war, aus. Die erfolgreichen Schü-
lerinnen und Schüler konnten nicht, wie ihre Mitstreiter in 
vielen Jahren zuvor, einen tollen Tag in Hannover mit Preis-
verleihung, Landtagsführung, Empfang im Rathaus und 
Maschseefahrt genießen.

Um wenigstens einen regionalen „Ersatz“ anzubieten, ehrte 
die überparteiliche Europa-Union Hameln Ende September 
die Sieger bzw. Siegerinnen des Europäischen Wettbewerbs 
aus den regionalen Schulen. Die Ehrung fand im Saal des 
„Hotel Stadt Hameln“ unter strengster Einhaltung der 
Abstands- und Hygieneregeln statt – gerade aufgrund der 
Coronafälle an einigen Schulen kurz zuvor von immenser 
Wichtigkeit. 

Schon seit Jahren bietet die Europa-Union den Schülern ein 
Forum, in dem sie ihre ausgezeichneten Arbeiten der regio-

Europaschule in Niedersachsen
Kultusminister Tonne zertifiziert in Rinteln, Osnabrück und Meppen 
drei Schulen

Drei weitere Schulen in Niedersachsen können sich 
für die kommenden fünf Jahre „Europaschule in 
Niedersachsen“ nennen. Kultusminister Grant 

Hendrik Tonne hat die entsprechenden Zertifizierungen 
an die BBS Rinteln, die IGS Osnabrück sowie an das Windt-
horst-Gymnasium in Meppen überreicht. Die Europaschu-
len haben das Ziel, Kenntnisse über Europa und europäische 
Institutionen zu fördern und machen es sich zur Aufgabe, 
ein fächerübergreifendes „Europa-Curriculum“ zu entwi-
ckeln und umzusetzen, auch die Mehrsprachigkeit und die 
Förderung des Fremdsprachenprofils sind wichtige Baustei-
ne der Europaschulen. „Die heute ausgezeichneten Schulen 
tragen in besonderem Maße dazu bei, die gemeinsamen 
europäischen Grundwerte zu stärken und Verständnis für 
die europäische Kultur und Vielfalt zu schaffen. Ich freue 
mich darüber, dass sich diese Schulen für Europa engagieren 
und mit ihren Schülerinnen und Schülern gemeinsam den 
europäischen Weg beschreiten“, so 
Kultusminister Grant Hendrik Tonne.

Die BBS Rinteln pflegt verschiedene 
Aktionen der Förderung des interkul-
turellen Miteinanders unter Berück-
sichtigung des Aspekts Mehrspra-
chigkeit in der Schulgemeinschaft. Im Fachunterricht der 
Fluggerättechnik gibt es zudem die Möglichkeit am bilingu-
alen Sachfachunterricht teilzunehmen. Neben Schüleraus-
tauschen ins europäische Ausland erhalten Schülerinnen 
und Schüler die Möglichkeit ihr Praktikum in Andalusien, 
den Niederlanden, London oder Madrid zu absolvieren.

Die IGS Osnabrück zeichnet sich durch die Förderung inter-

kultureller Kompetenz und Mehrsprachigkeit aus. Neben 
Fremdsprachenunterricht in Englisch, Spanisch, Französisch 
und Latein gibt es für die Jahrgänge 12 und 13 die Gelegenheit, 
sich im Rahmen des Sprachraum-Profils mit den verschiede-
nen Lebens- und Kulturräumen der Welt auseinanderzusetzen. 
Auch fremdsprachige Kinobesuche werden regelmäßig an-
geboten. Die Schule bietet ihren Schülerinnen und Schülern 
darüber hinaus vielfältige internationale Begegnungen durch 
Austausche, Sprachreisen sowie Partnerschulen in den Nieder-
landen, Großbritannien, Spanien und Portugal.

Schülerinnen und Schüler des Windthorst-Gymnasiums 
in Meppen engagieren sich füreinander in fest im Schul-
alltag verankerten „Schüler-helfen-Schülern“-Projekten 
und unterstützen sowohl soziale Projekte in der Nachbar-
schaft als auch in Afrika. Als DaZNet-Schule entwickelt das 
Windthorst-Gymnasium ein Konzept zur Förderung von 

Schülerinnen und Schülern mit mi
grationsbedingt schwachen Deutsch-
kenntnissen. Zudem bietet die Schule 
bilingualen Sachfachunterricht. Seit 
2008 nehmen Schülerinnen und Schü-
ler jährlich am englischsprachigem 
OLMUN (Oldenburg Model United 

Nations), einem internationalen Planspiel der Vereinten 
Nationen als größte UN-Simulation in ganz Europa, teil.

Die Zertifizierung zur „Europaschule“ wird in Niedersachsen 
seit 1996 vergeben, mit den diesjährigen Zertifizierungen 
gibt es in Niedersachsen 183 Europaschulen. Die Bezeich-
nung wird befristet für die Dauer von fünf Jahren vergeben.

Schulen in Niedersachsen

nalen Öffentlichkeit präsentieren können. Als Ausgleich für 
die ausgefallene Landtagsveranstaltung hatte sie zu Kaffee, 
Softdrinks und Kuchen eingeladen. Auch kurze Ansprachen 
zweier Gäste gab es dieses Mal: Johannes Schraps, MdB und 
seit kurzem nomineller Schirmherr des EW in der heimischen 
Region, erinnerte in seinem Grußwort an die Bedeutung 
der europäischen Zusammenarbeit gerade angesichts 
großer Herausforderungen u.a. durch erstarkende politische 
Extreme, der Klimadiskussion und der weiterhin größten-
teils unkontrollierten Flüchtlingsbewegungen. Schraps 
wies, wie auch der stellvertretende Kreis- und Landesvorsit-
zende der Europa-Union, Cord Wilhelm Kiel, der durch die 
Veranstaltung führte, auf die Bedeutung der überparteili-
chen Bürgerbewegung hin. So gebe es in Bundes- und Land-
tag auch parteiübergreifende Parlamentariergruppen der 
Europa-Union, in denen zahlreiche Abgeordnete – darunter 
auch Schraps, der seit langem Mitglied der Europa-Union ist 
– über dringliche Fragen mitunter abseits der Parteidisziplin 
gemeinsame Lösungen finden.

Auch Lehrkräfte der ausgezeichneten Schulen waren an-
wesend. Darunter auch die neuen Schulleiter des Viktoria-
Luise-Gymnasiums (Vikilu) und des Albert-Einstein-Gym-
nasiums (AEG), Josephine Kappes und Sönke Koß. Letzterer 
hatte schon vor längerer Zeit zugesagt, das Engagement 
einer regionalen Europaschule im Rahmen der Preisverlei-
hung vorzustellen. Und trotz einer vorangegangenen Wo-
che extremer Arbeitsbelastung angesichts der Coronafälle, 
inklusive eines durchgearbeiteten Wochenendes, ließ sich 
Sönke Koß die Gelegenheit nicht nehmen, unter dem Stich-
wort „Schule für Europa – Beispiele aus der Praxis“ in kurzer 
Form das Engagement von Schülern wie auch Lehrkräften 
für die „herausragende europäische Idee“ darzustellen.

Die Vorstellung der Themen des 67. EW und die Ehrung der 
Preisträgerinnen und Preisträger wurde von Cord Wilhelm 
Kiel, Michael Thomas (Schiller-Gymnasium, Mitglied der 

Landesjury), Jens-Peter Groth (Europa-Union, ehemaliger 
Landesbeauftragter) und Johannes Schraps vorgenommen. 
Zuerst wurden die „kleinsten“ Sieger ausgezeichnet. Sören 
Heinze und Luis Dunse (GS Fischbeck) hatten eine Mappe 
mit Landkarte zum Thema „Mein Lieblingsplatz“ erstellt. 
Neben dem Landespreis wurden sie auf Bundesebene mit 
dem Haba-Spiel „Länder Europas“ ausgezeichnet. Aus der 
Grundschule Afferde nahmen Yelda Celik und Georgia 
Krause stellvertretend auch für ihre Mitschülerinnen Sara 
Czarny und Diana Schreivogel die Auszeichnung für ihre 
Gruppenarbeit zum Thema „So ein Zirkus!“ entgegen. Eben-
falls aus dieser Schule hatte Leonie Priesmeier zum Thema 
„Pippi Langstrumpf und Jim Knopf“ u.a. einen Bundespreis 
(ZEIT Leo-Abonnement) gewonnen. Aus der GS Rohrsen 
wurde Magdalena Rathing für ihre Bearbeitung des Themas 
„So ein Zirkus!“ ausgezeichnet.

Das Vikilu nimmt seit einigen Jahren wieder erfolgreich 
am EW teil. In diesem Jahr gewannen Tjark Ole Heinze und 
Erik van der Marel einen Landespreis für ihre Collage „Kli-
ma in Europa“. Das Schiller-Gymnasium hatte erneut die 
zahlenmäßig meisten Preisträger zu verzeichnen. Geehrt 
wurden Tino Elias Hillerscheid (interaktives Online-Spiel 
zum Thema „Mein europäisches Sichtfenster“) sowie Leon 
Maas, Bennet Schewemann und Cédric Suhr (Bundespreis: 
Geldpreis im Wert von 100 Euro) für ihren Film „Give peace 
a chance“, der sich kritisch mit den Herausforderungen und 
Problemen der EU auseinandersetzt und gleichzeitig Werte 
wie Demokratie, Freiheit und vor allem Frieden hervorhebt. 
In Abwesenheit wurde Henrik Fleige und Björn Klages für 
ihre schriftliche Arbeit zum Thema „Streitkultur“, einer Neu-
gestaltung der weltbekannten Rede von Martin Luther King 
„I have a dream“ im Sinne einer gelungenen und notwendi-
gen Streitkultur in der heutigen Zeit, gratuliert. 

Zwei besondere Prämierungen gab es für Schüler des AEG: 
Ariana Mirzadeh war für ihre umfassende Erarbeitung 

Die ausgezeichneten Schülerinnen und Schüler  
mit Johannes Schraps, MdB (links), Michael Thomas 

(Landesjury, 2.v.r.) sowie Jens-Peter Groth und  
Cord Wilhelm Kiel von der Europa-Union (3.v.r, rechts). 
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gesamt schickt sie aus fünf Klassen fast 50 Gruppen ins 
Rennen rund um die Börsenrallye, denn es wird immer 
im Team gespielt. Das ist ein Gesamtvolumen von über 
zweieinhalb Million Euro, die nun allein in den Depots der 
Gruppen zur Verfügung stehen. Allerdings, wie gesagt, nur 
„virtuell“, denn das Geld gibt es nicht wirklich – leider! Die 
Spielgruppen nennen sich selbstbewusst „Aktiengurus“, 
„Finanzgöttinnen“ oder „Aktien Power“. Für die Teilnehmer 
des „Planspiel[s] Börse“ wird die schwierige Lage auf den 
Finanzmärkten für viel Spannung und Abwechslung sorgen.

Denn die Börse steht niemals still: Wer sein Depot erfolg-
reich führen will, muss sowohl das aktuelle Wirtschaftsge-
schehen studieren als auch mögliche Auswirkungen auf die 
Unternehmen genauer analysieren: Brexit, Corona und der 
Handelsstreit zwischen USA und China dürften das Spielge-
schehen beeinflussen. Das Planspiel Börse holt Jugendliche 
bei ihrem Interesse für Wirtschaft und Finanzen ab und 
erleichtert ihnen so den Zugang zu oft komplexen Themen. 
Dies erklärt auch den langjährigen Erfolg des Planspiels 
und seine mittlerweile 38. Auflage. Jährlich tauchen über 
500.000 Jugendliche europaweit in die virtuelle Welt der 
Finanzen ab und probieren Anlagestrategien ohne großes 
Risiko aus. „Ich halte das Planspiel Börse für pädagogisch 
besonders wertvoll“, erklärt Jan Röttgers als betreuender 
Lehrer, der selber schon als Schüler mitgespielt hat. „Ab-
gerechnet wird zu realen Börsenkursen: Gewinne, ebenso 
wie Verluste – nur bleibt eben der eigene Geldbeutel ver-
schont!“ Somit gewinnen am Ende alle Teilnehmer, auch 
wenn das Depot Verluste ausweist.

Und so funktioniert das Spiel: Jugendliche schließen sich 
in Teams zusammen und erarbeiten eine Anlagestrategie 
für ihr Depot mit 50.000 Euro virtuellem Startkapital. Ge-
meinsam entscheiden sie, welche der insgesamt 175 zur 
Auswahl stehenden Wertpapiere die Erfolg versprechenden 
sind, und wie lange sie im Depot gehalten werden. Ihre 
Kauf- und Verkaufsorder wickeln die Jungbörsianer dabei 
über das Internet ab, über das sie ein eigenes Depot führen. 
Der Service der Sparkassen ist dabei, dass sie die Order zu 
Realtime-Kursen abrechnen. Am Ende gewinnen die Teams 
mit dem höchsten Depotwert. „Wir erwarten ein vielfälti-
ges, realistisches und erfolgreiches Spiel“, erklären Frederike 
Quaschigroch und Luca Lau, die als „Aktien Power“ an den 
Start gehen. „Wir erhoffen uns kluge Entscheidungen und 
das richtige Timing!“ Yasmin el-Bakaoui und Ida Willemsen 
sind als „California Girls“ ein Team und erhoffen sich neben 
Spannung und Spaß, dass „wir gut mit Aktien umgehen 
lernen können“. Gewinner wird letztendlich, wer in den 
kommenden Spielwochen den größten Zuwachs auf sein 
Startkapital von 50.000 Euro verbuchen kann. Wer darüber 
hinaus auf verantwortungsbewusste Unternehmen setzt, 
hat gute Chancen auf den Sieg in der Kategorie Nachhaltig-
keit, denn hier haben die Verantwortlichen einen weiteren 
Preis ausgelobt. Die besten Teams können Reisen, Geld und 
viele Sachpreise gewinnen. 

Mehr Informationen zum „Planspiel Börse“ gibt es im 
Internet unter: www.planspiel-boerse.de

„Auf die Aktien, fertig, los!“
Zweieinhalb Million Euro für die Oberschule Dinklage
Von Jan Röttgers

Auf die Aktien, fertig, los!“ – Was mache ich mit 
50.000 Euro Startkapital? Welche Aktien werden 
steigen? Wo gibt es den größten Gewinnsprung? 

Wann ist der beste Zeitpunkt für einen Verkauf? Vor diesen 
Fragen stehen ab sofort Schülerinnen und Schüler der Ober-
schule mit gymnasialem Zweig in Dinklage im Landkreis 
Vechta. Sie sind Teilnehmer des „Planspiel[s] Börse“ des 

Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes. Zusammen mit 
ihren Lehrern, den Studienräten Henning Hormann und Jan 
Röttgers, nehmen sie in den Fächern Politik und Wirtschaft 
an dieser Spielsimulation teil.

Die Oberschule Dinklage mit gymnasialem Zweig ist in 
diesem Jahr überdurchschnittlich stark vertreten. Ins-

Wollen Börsenprofis werden: Die Klasse 10bR der Oberschule Dinklage  
mit gymnasialem Zweig nimmt am „Planspiel Börse“ teil. 

Jungbörsianer vor dem Start: Frederike Quaschigroch und  
Luca Lau als Team „Aktien Power“. 
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Schulen in Niedersachsen

„Klima in Europa“ in Form einer Präambel für den Klima-
schutz mit der Auszeichnung „Beste Arbeit“ in der Kategorie 
Text (Modul 3) bundesweit sowie einem Geldpreis im Wert 
von 100 Euro ausgezeichnet worden. Ihre Arbeit, die auf der 
Homepage des Bundeswettbewerbs komplett eingesehen 
werden kann, stellte Ariana kurz in einer eigens erarbeiteten 
Präsentation vor. Marit Heinze und Florian Zang gewannen 
für „Das gemeinsame Haus Europa“ eine Reise auf Einladung 
des Bundestagspräsidenten und einen Geldpreis. Neben der 
Auszeichnung mit einem Einkaufsgutschein, die alle Preis-
träger erhielten, bekam Marit Heinze für ihren wiederholten 
Sieg beim EW und als Multiplikatorin vor Ort noch einen 
Sonderpreis in Form eines Buchpräsents.

Mit einem Ausblick auf den Europäischen Wettbewerb 
2020/21 zum Thema ‚Digitalisierung in Europa – Digital EU 
and YOU?‘ endete eine gelungene Veranstaltung, die vielen 
kleinen Siegerinnen und Siegern strahlende Gesichter und 
zudem viel Freude, interessante Beiträge und die Hoffnung 
auf ein Wiedersehen 2021 bescherte. 

Ariana Mirzadeh stellte ihre 
als bundesweit „beste Arbeit 
in der Kategorie Text“ ausge-
zeichnete „Präambel für den 

Klimaschutz“ vor
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Schulen in Niedersachsen

Neues Gymnasium Oldenburg mit digitalem 
Bildgespräch in die Antarktis
Von Dr. Bernhard Sturm

Die AG „Na, Erde?“ des Neuen Gymnasiums Oldenburg 
stellte am 24. September 2020 in einem zweistün-
digen Bildgespräch Fragen an die Umweltforscherin 

Julia Loftfield, die an der 40. Überwinterung des Alfred-We-
gener-Instituts in der Neumayer-Station III in der Antarktis 
teilnimmt. Seit Dezember 2019 standen die Schülerinnen und 
Schüler über ihren AG-Lehrer Dr. Bernhard Sturm in stetigem 
E-Mail-Kontakt mit der Forscherin. Die Schüler erstellten in 
dieser Zeit einen gemeinsamen Katalog mit persönlichen, 
logistischen und wissenschaftlichen Fragen. Als Frau Loft-
field dann auf der elektronischen Tafel im Unterrichtsraum 
erschien, konnten sie die Fragen endlich loswerden.  

Sie erfuhren von Frau Loftfield aus ihrem Arbeitsbüro etwas 
über ihre frühe Motivation, in der Antarktis zu forschen. Sie 
berichtete von einem Temperaturminimum an der Station von 
-48,5 °C im zurückliegenden Winter und von einem seltenen, 
gerade sonnigen Tag. Die Neumayer-Station III ist auf Eis ge-
baut und wird regelmäßig mit Schnee angehoben. Der Zeit-
unterschied zu Oldenburg betrug minus 2 Stunden. Erstaunt 
waren die Schüler über die Antwort auf die Frage, ob Pinguine 
Angst vor Menschen hätten. Frau Loftfield berichtete nämlich, 
dass bei Außenarbeiten plötzlich in wenigen Metern ein paar 
dieser Antarktis-Bewohner hinter ihr gestanden hätten. Beim 
Stillstehen kamen sie sogar noch näher. 

In der anschließenden Führung durch die zwei Oberdecks 
der Neumayer-Station III lernten die Schülerinnen und 
Schüler die Arbeits- und Funktionsräume kennen, u.a. auch 
die Küche mit dem Vorratsraum und die Versorgungstech-
nik. Den Schülern blieb besonders in Erinnerung, dass die 
Station durch das Fehlen von Pflanzen und Tieren nahezu 
„geruchsneutral“ ist. 

Aus einem Seitenfenster konnte Frau Loftfield einen Blick 
auf „ihr“ Spurenstoff-Observatorium gewähren. Dieses 
kann sie je nach Wetter mehr oder weniger gut zu Fuß er-
reichen. Vom Klimawandel ist die Antarktische Halbinsel 
bereits ziemlich stark betroffen und in der Westantarktis 
schrumpfen die Gletscher. Am Standort der Forschungs-
station merkt man davon jedoch noch nichts, aber exakte 
Dauermessungen sind für viele Umweltfragen von großer 
Bedeutung. 

Die Schüler staunten, über wie viele Dinge die Forscherin 
Bescheid wusste. Der Kontakt zu Julia Loftfield war über 
einen Experten in den von der AG regelmäßig durchge-
führten Wissenschaftscafés zustande gekommen. Die 
technische Umsetzung war von schulischer Seite durch den 
stellvertretenden Schulleiter Michael Schröder und den 
Schulassistenten Josef Kempen vorbereitet worden. In der 
Neumayer-Station III wurde dem Gespräch vorab eine Pri-
orität eingeräumt, sodass ein Großteil der frei verfügbaren 
Bandbreite der Datenleitung genutzt werden konnte. Allen 
Schwierigkeiten zum Trotz war die Audio- und Videoleitung 
mit kurzen Unterbrechungen stabil, sodass dieses Erlebnis 
für alle Beteiligten unvergesslich bleiben wird. 

Mit dem Bildtelefonat wurde auch das zehnjährige Beste-
hen der AG „Na, Erde?“ gefeiert. Im Laufe der Jahre hatten 
bereits zwei Schüler der AG das Alfred-Wegener-Institut 
in Bremerhaven besucht. Erst im letzten Jahr gewann ein 
AG-Schüler bei einem Zeichenwettbewerb zum Antark-
tis-Projekt EdenISS. Die Schülerinnen und Schüler wollen 
sich auch weiterhin mit den Polargebieten auseinanderset-
zen und die Forscherin nach ihrer Rückkehr zu sich einladen.  

Neumayer-Station III auf dem Ekström-Schelfeis
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Verdienstmedaille für Dr. Dieter Rüdebusch

Der Historiker Dr. Dieter Rüdebusch, 
langjähriges Mitglied des Philolo-
genverbands Niedersachsen, ist in 

Lüneburg für sein kulturelles ehrenamtli-
ches Engagement ausgezeichnet worden. 
Rüdebusch erhielt bei einem Festakt im 
Fürstensaal des Lüneburger Rathauses die 
Verdienstmedaille des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland verliehen. 

Stellvertretend für Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier überreichte 
Lüneburgs Oberbürgermeister Ulrich Mägde 
den Orden. Mägde verband die Ordensverleihung mit dem 
Dank im Namen der Lüneburger Bürgerschaft, vertreten 
durch Rat und Verwaltung. Das langjährige kulturelle und 
ehrenamtliche Engagement Dr. Dieter Rüdebuschs wurde 
von Oberbürgermeister Mägde besonders hervorgehoben. 
Rüdebusch habe über lange Zeit Einsatz in vielen verschie-
denen Ehrenämtern gezeigt. Besonders seine Leistungen 
und sein Wissen als Historiker seien dabei hervorzuheben.

Dr. Dieter Rüdebusch war nach dem Studium der Geschichte 
und Romanistik zunächst mehrere Jahre als wissenschaft-
licher Mitarbeiter an der Universität tätig. Im Jahr 1970 
promovierte er mit einer Arbeit über den Anteil des heu-
tigen Niedersachsen bei den Kreuzzügen des Mittelalters. 
Nach dem Studium schlug Rüdebusch die Lehrerlaufbahn 
ein. Er wurde Studiendirektor, dann Oberstudiendirektor 
und Schulleiter des Gymnasiums Ganderkesee. Über die 
Berufung in das Amt eines Dezernenten für Gymnasien an 
der (damaligen) Bezirksregierung Lüneburg als Leitender 
Regierungsschuldirektor kam er in seinen heutigen Wohnort 
Lüneburg. Hier wie auch in seiner bisherigen Heimat war und 
ist er ehrenamtlich engagiert, vor allem wenn es darum geht, 
Geschichte für Menschen zugängig und lebendig zu machen. 
Rüdebuschs ehrenamtliches Engagement in der Oldenburgi-

schen Landschaft und im Delmenhorster Hei-
matverein sowie als Mitglied der historischen 
Kommission für Niedersachsen und Bremen 
e.V. seien als Beispiel dafür genannt, dass er im-
mer auch seiner „früheren Heimat“ verbunden 
geblieben ist. In Lüneburg hat er die Entwick-
lung der Museumslandschaft mitgestaltet und 
sich seit 1981 im Museumsverein für das Fürs-
tentum Lüneburg e.V. engagiert, ebenso wie im 
Kirchenkreis Lüneburg und in der Deutschen 
Stiftung Denkmalschutz. Darüber hinaus hat er 
zahlreiche Veröffentlichungen zur Lüneburger 
Stadtgeschichte verfasst.

Der frühere Lüneburger Bürgermeister Dr. Gerhard Scharf, 
wie auch Dr. Rüdebusch ehemaliger Schulleiter, gratulierte 
zur Auszeichnung und blickte auf gemeinsame beruflichen 
Begegnungen und Herausforderungen zurück, vom Lehrer-
mangel der 70er Jahre über die Entwicklung der Schulen 
im Ausland bis hin zur Einführung des berufsbegleitenden 
Unterrichts. Verdient gemacht hat sich Dr. Dieter Rüdebusch 
auch ehrenamtlich im Lüneburger Bürgerverein, der durch 
den Vorsitzenden Rüdiger Schulz Glückwünsche überbrachte. 
Auch hier veröffentlicht der Geehrte regelmäßig Beiträge zu 
historischen Themen.

In seiner Dankesrede hob Dr. Rüdebusch hervor, dass ihn als 
Historiker die Auszeichnung in einem Rahmen wie dem Fürs-
tensaal aus dem 15. Jahrhundert besonders ehre. Eine Her-
zensangelegenheit, betonte er, sei ihm immer die menschli-
che und internationale Verständigung gewesen. Daher setzte 
er sich stetig für die Pflege internationaler Kontakte in den 
Schulen und in seinem ehrenamtlichen Engagement ein.

Der Philologenverband gratuliert Dr. Rüdebusch 
sehr herzlich zu der besonderen Auszeichnung!

Personen

Wir trauern um
Malte Lischke Hildesheim 09.12.2018
Christa-Maria Behler Celle 03.11.2019
Karl Behrendt Braunschweig 17.04.2020
Dr. Heinz Deike Söhlde Aug 20
Ingrid Ochs Nordenham 04.08.2020
Alfred Hiller Stadthagen 16.08.2020
Michael Blaut Osterode/Harz 20.08.2020
Helmut Denker Diepholz 24.08.2020
Arend Wiebusch Hemmoor 12.09.2020
Jürgen Peineke Braunschweig 13.09.2020
Günter Doetsch Osnabrück 14.09.2020
Gertrud Knaut Detmold 20.09.2020



Sparen Sie bares Geld
mit unserer Verbandskreditkarte
Immer mehr Mitglieder des 
Philologenverbandes Niedersachsen 
nutzen für sich und ihre Angehörigen 
unsere bewährte kostenlose
Verbandskreditkarte – denn die 
Vorteile sprechen für sich:

Gebührenfreie MasterCard Gold
•	 Keine Jahresgebühr – dauerhaft
•	 Keine Auslandseinsatzgebühr – weltweit
•	 Keine Gebühr für Bargeldabhebungen –
•	 1,49% Zinsen p. M. für den Zeitraum Abhebung – Rechnungsausgleich
•	 Keine Gebühren für Ersatzkarte, Ersatz-PIN und Kartensperrung
•	 Jederzeit kündbar – kostenlos
•	 Partnerkarten zu den gleichen Konditionen
•	 �Kontakatlose Bezahlung (NFC = Near Field Chip) ohne Zusatzkosten,  

Google und PayPal möglich

Inkludierte Reiseversicherungen
•	 für zu mindestens 50% mit der Karte bezahlte Reisen
•	 Reiseausfall, Reiserücktritt, Reiserücktransport, Verspätungen
•	 Reisekrankenversicherung, Reiseunfallversicherung
•	 Reisediebstahlversicherung

Günstige Rabatte
•	 Bis zu 37% bei Neuwagenkauf für 34 Marken
•	 �5% für Buchungen von Reisen über ein Partner-Reisebüro oder Partner-Reiseportal
•	 Mietwagenrabatte

Sparen auch Sie bares Geld mit unserer Verbandskreditkarte.
Weitere Informationen und Antragsformulare für Sie und Ihre Angehörigen
erhalten Sie auf unserer Homepage www.phvn.de.
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Die Zeitschrift Gymnasium in Niedersachsen erscheint  
dreimal jährlich.

Redaktionsschluss für Gymnasium in Niedersachsen 1-2021  
ist Samstag, 30. Januar 2021.

Beiträge bitte, soweit als möglich, als E-Mail-Anlage direkt an 
die Redaktions-Adresse Cord.Wilhelm.Kiel@t-online.de schicken.

Weitere Informationen auf unsererHomepage  
www.phvn.de


